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einſchl. Beſtellgeld.

Ehne Heultale zone in Opecſſhleſen

600 Maſchinengewehre in München abgegeben.

deutſche Gchiedsgericht tagt.

Wie der „Vorwärts“ meldet, beginnt ſich die Bildung
einer neutralen Zone in Oberſchleſien zwiſchen den
polniſchen und deutſchen Streitkräften zu r W
Norden haben engliſche Truppen Roſenberg be-
ſetzt. Jm Süden iſt ein Bataillon Jt alienerin Kram-
ni tz eingerückt. Jn der Mitte der Front ſchieben ſich engliſche
und franzöſiſche Truppen zwiſchen deutſchem Selbſtſchutz und
polniſchen Jnſurgenten. Dadurch iſt es wohl auch zu er-
klären, daß während eines Gefechts zwiſchen Selbſtſchutz und
Polen bei Kalinow drei verwundete und ſieben unver-
wundete Franzoſen durch den deutſchen Selbſtſchutz ge
fangen genommen wurden. Die Franzoſen wurden ſofort
e7e e hſtliegenden franzöſiſchen Kommando zur Verfügung
geſtellt.

Die polniſchen Kampflinien beſtehen faſt nur noch aus
Kongreßpolen, darunter zahlreichen geſchloſſenen Verbänden
und aktiven Formationen der polniſchen Armee.

Die ſchwerbedrängte Stadt Kattowitz hat an die Kultur-
nationen einen Hilferuf geſandt, in dem es heißt: Die Not
iſt ins Ungeheuere geſtiegen. Heute wieder ohne Waſſer.Die Lebensmittel geſen zur Neige. Der Stadtkommandant

hat es mit ſeiner militäriſchen Ehre unvereinbar erklärt,
daß die Jnſurgenten die Stadtmitte betreten. Trotzdem iſt
der Bahnhof, mitten in der Stadt, von den Jnſurgenten be
ſetzt worden. Wir müſſen ſofortige Nachricht verlangen, ob
und wann Entſatz der Stadt zu erwarten iſt. Schwere Un-
ruhen infolge Verzweiflung der Bevölkerung unvermeidlich.

Lebhafte Kampftätigkeit der polniſchen Jnſurgenten.
Odppeln, 8. Juni. (WTVB.) Jn Gleivwitz, Roſenberg und
in der Gegend von Krappitz und Ottmütz ſind engliſche,
franzöſiſche und italieniſche Truppen angekommen. Die
Kampftätigkeit der Aufſtändiſchen war auch geſtern ſehr leb-
haft, doch war den zahlreichen Angriffen wiederum kein Er
folg beſchieden. Ebenſo wie die Beſchießungen deutſcher Ort
ſchaften durch polniſche Artillerie, die an einer Stelle in
Stärke einer Batterie feſtgeſtellt wurde, dauern auch die
Ausſchreitungen der Jnſurgenten im Kreiſe Roſenberg an.
Deutſcher Selbſtſchutz beſetzte Altkoſel. Die Aufſtändiſchen
haben im Mai ſehr erhebliche Kohlenmengen unerlaubter-
weiſe nach Polen abgefahren.

Proteſt gegen das Ultimatum an Höſer.
Die deutſchen Botſchafter in London, Paris und

Rom ſind, wie wir hören, beauftragt worden, bei dieſen
Regierungen wegen des Ultimatums der Interalliier-
ten Kommiſſion in Oppeln an den General Höfer, den Leiter
des deutſchen Selbſtſchutzes in Oberſchleſien, mündliche
Vorſtellungen zu erheben. Der Botſchafter in London
hat dies bereits getan. Eine Note iſt, entgegen anders-
lautenden Meldungen, nicht überreicht worden. Das
Ultimatum an Höfer hat die Reichsregierung veranlaßt, bei
den alliierten Regierungen v einmal eingehendſt gegen
die unerhörte Verquickung des Verlangens nach einem Zu-
rückgehen des deutſchen Selbſtſchutzes mit der Drohung
der Auslieferung der oberſchleſiſchen Städte an die polniſchen
Jnſurgenten Einſpruch zu erheben.

Polniſche und deutſche Repreſſalien.
Berlin, 8. Juni. Trae Auf deutſche Vorſtellungen

wegen der ſchweren Ausſchreitungen gegen die Deutſchen in
Oſtrowo wurden dieſe polniſcherſeits verurteilt, aber auf die
Gärung infolge der Vertreibung polniſcher Arbeiter aus
Weſtfalen und der Niederlauſitz hingewieſen. Darauf wurde
der deutſche Geſchäftsträger angewieſen, die Verpflichtung
der polniſchen Regierung zum r 7 gemäß dem
Friedensvertrag zu betonen. Die polniſche Behauptung wird
jetzt nachgeprüft.

600 Maſchinengewehre in München abgegeben.

Der rer rer Entwaffnungder Zivil bevölkerung in München ecläßt eine Be
kanntmachung betr. die Waffenabgabe der Einwohner hr.
Danach muß bis zum 10. Juni auf Grund des Ultima-
t ums der Entente die Ablieferung der Geſchütze und Ma-
ſchinengewehre der Selbſtſchutzorganiſationen,
ferner bis 30. Juni die Ablieferung ſämtlicher
übrigen Waffen, die unter das Entwaffnungsgeſetz
allen, ſowie der zugehörigen Munition der Jnteralliierten

ilitärkommiſſion in Berlin amtlich angezeigt ſein. Der
r v ommiſſar macht ferner darauf aufmerkſam,
daß alle bayeriſchen Einwohnerwehren beſchloſſen haben,
die Entwaffnung freiwillig durchzuführen und die
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Wie für Offiziere geſorgt wird. das engliſch
An die Retallarbeiter.

Geſellſchaft ſo rechtzeitig abzuliefern, daß die von der
Jnterallierten ilitärkontrollkommiſſion vorgeſchriebenen
Friſten eingehalten werden können.

Die „Frankf. Zeitung“ kann dazu mitteilen, daß die
Entwaffnung bereits in vollem Zuge ſei. Allein in Mün-
chen ſind ſchon etwa 600 Maſchinen gewehre zur Ab-
geſeine gelangt. Zwanzig große von der Reichs-Treuhand-
Geſellſchaft errichtete Sammellager ſind über das ganze
Land verteilt und ein großer Transportapparat iſt in Be-
wegung geſetzt worden, um die Waffen von überall her ſo
raſch wie möglich den nächſten Sammellagern zuzuleiten.Die Kaflöfung der Einwohnerwehren wird

ſobald die Entwaffnung bei den einzelnen Orga-
niſationen beendet iſt. Eine vorzeitige Auflöſung würde die
„rdnungsmäßige Durchführung der Aktion in Frage ſtellen.

Richt alle Selbſtſchutzorganiſationen aufgelöſt.
Berlin, 8. Juni. (WTVB.) Die Jnteralliierte Militär

kontrollkommiſſion hat die ihr überreichte Liſte der aufzu-
löſenden Selbſtſchutzorganiſationen für unvollſtändig er-
klärt. Die deutſche erwiderte, daß die Liſte nach
ihrer Kenntnis ſämtliche in Betracht kommenden Organiſa-
tionen umfaſſe. Die Landesregierungen ſeien aber um Nach-

ung erſucht worden, ob ſich etwa Organiſationen der
erpflichtung zur Auflöſung entzogen hetten, die dann jedoch

ſofort erfolgen werde. Die Auflöſung der Einwohnerwehren
in Bayern und Oſtpreußen iſt im Gange.

Das engliſch deutſche Schiedsgericht tagt.
London, 7. Juni. (Reuter.) Das engliſch deutſche

Schiedsgericht zur Schlichtung von Streifällen, die ſich aus
verſchiedenen Artikeln des Friedensvertrages ergeben, be-
handelte geſtern den erſten Fall. Den Vorſitz führte der
ſchweizer Profeſſor Borel. Mitglieder waren Engländer und
Deutſche. Zur Verhandlung ſtand eine Klage der Great
Eaſtern Railway gegen die deutſche Annoncenexpedition
Rudolf Moſſe auf 252 Pfund Sterling nebſt Zinſen. Das
Schiedsgericht ſetzte die Verkündung der Entſcheidung auf
Donnerstag vormittag feſt.

Kraſſin in London.
London, 7. Juni. (TU.) Jm Unterhauſe wurde mitge-

teilt, daß Kraſſin nach London zurückgekehrt iſt und daß er
auf Grund des engliſch- ruſſiſchen Handelsvertrages in Eng-
land große Einkäufe für Rußland gemacht hat.

Der Ausbanu der „Kleinen Entente“.
Prag, 7. Juni. (TU.) Die Blätter befaſſen ſich mit dem

Beſuche des rumäniſchen Außenminiſters Take Jonescu in
Belgrad, deſſen Zweck der Abſchluß einer Militärkonvention
Rumäniens mit Jugoſlawien iſt. Sie nennen dieſe neue
Militärkonvention den dritten Grundſtein der „Kleinen
Entente“. Es iſt bemerkenswert, daß Take Jonescu vor
ſeiner Abreiſe nach Belgrad im Senat über die Beziehungen
Rumäniens zur Tſchechoſlowakei geſprochen hat und erklärte,
daß der Allianzvertrag mit der Tſchechoſlowakei nächſtens
veröffentlicht werden ſoll.

Kein enges Bündnis zwiſchen Frankreich und England.
London, 7. Juni. (WTB.) Jn amtlichen britiſchen

Kreiſen ſieht man den Augenblick als nicht zeitgemäß an, um
die Frage eines Bündniſſes zwiſchen Frankreich und England
aufzunehmen. Man erachtet es als unmöglich, ein Bündnis
auf der Grundlage einer franzöſiſchen Politik einzugehen,
die die Erdroſſelung Deutſchlands zum Ziel hat.

Türkiſche Klagen.
Konſtantinopel, 7. Juni. (WTB.) Eine Note der

Pforte an die Kommiſſare der Alliierten zählt 34 zerſtörte
türkiſche Ortſchaften auf, deren türkiſche Bevölkerung von den
Griechen zum größten Teil ermordet worden iſt.

Vom engliſchen BVergarbeiterſtreik.
Der engliſche Bergarbeiterſtreik geht nach mehr denn

achtwöchiger Dauer ſeinem Ende entgegen. Am Montag ſind
die Verhandlungen zwiſchen den Delegierten der Bergwerks-
beſitzer und der Bergleute wieder aufgenommen worden.
Die von der Regierung in Ausſicht geſtellte Subvention
von 10 Millionen Piund zur Ausgleichung beſonders um-
fangreicher Lohnheranſetzungen, ein Anerbieten, das nur bis
zum 20. Juni zur Verfügung ſtand, hat dabei jedenfalls
weſentlich mitgewirkt. Der Vollzugsausſchuß der Berg-
arbeiter beruft nun auf den 10. Juni eine Delegiertenkonfe-
renz ein, der er eine Abſtimmung der Mitglieder des Bundes

Vaxſchläge der zmpfiehlt.e an

Umſturz in Sowjettußlund.

Jn der letzten Zeit haben ſich wieder einmal in
den innerpolitiſchen Zuſtänden Sowjetrußlands Anzeichen
S die gar manchem Weſteuropäer, ſowie gar manchen
ruſſiſchen politiſchen Emigranten auf einen bald bevorſtehen-
den Umſturz in Rußland hinzudeuten ſcheinen. Seit dem
letzten kommuniſtiſchen Parteikongreß iſt eine Reihe vom
Dekreten ergangen, in denen das eigene Bekenntnis der
Sowjetregierung von der Unhaltbarkeit der ganzen wirt-
ſchaftlichen Lage ſich klar wiederſpiegelte: Ablöſung der
Getreiderequiſitionen durch eine Getreideſteuer,
Wiedereinführung des freien Handels mit
Naturalien für den Bauern, mit einem Teil des Arbeit
rodukts für die Proletarier, Freiheitfürlandwirt-hafte Genoſſenſchaften. Hinzu kamen dann

die Dekrete über die „Denationaliſierung“ in der Jnduſtrie:
Freiheit für Genoſſenſchaften von Kleinprodu-
zenten, Verbot neuer Nationaliſierungen;
und zuletzt wurde auch der Plan Lenins bekannt, Jndu-
r mit weniger als 300 Arbeitern ihren
rüheren Beſitzern zurückzugeben.

All dieſe Zeichen der Zeit werden vielfach als Zeichen
nicht nur der wirtſchaftlichen, ſondern auch der politi-
ſchen Schwäche der Sowjetregierung aufgefaßt und löſen
neue Erwartungen aus. So beſchreibt beiſpielsweiſe der
Rigaer Korreſpondent des „Obſerver“ die Verſchärfung der
Verpflegungskriſe in Petrograd und nennt die bevorſtehen-
den 4 Monate bis zur Einbringung der Ernte „die kritiſchſte
Periode ſeit Beginn der Revolution“. Das Revaler Organ
der Sozialrevolutionäre, das von M. Tſchernow herausge-
gebene „Narodnoje Delo“, aber ſtellt ganz und gar ſein Er
ſcheinen ein unter dem Hinweis, daß „die geänderte politiſche
Lage gebieteriſch verlangt, die ganze Energie nach einer ande
ren Seite zu richten. Wir werfen die Feder beiſeite und
gehen in eng geſchloſſenen zum letzten Kampf
um die großen Jdeale unſerer Partei“.

Was iſt von all dem zu halten? Wir wollen als Ant
wort auf die Frage unſere Meinung gleich frei herausſagen:
Sowohl die wirtſchaftlichen Dekrete der Sowjetregierung,
wie die politiſchen Weisſagungen ihrer Gegner ſind mit Vor
ſicht zu genießen.

Was iſt es beiſpielsweiſe für eine Sinnloſigkeit, in
Punkt 1 der Verordnung vom 17. Mai „weitere Nationali-
ſierungen“ zu verbieten, da alles bereits nationaliſiert iſt?
Und ſtellen wir uns einmal vor, daß der Leninſche Plan,
einen Teil der nationaliſtiſchen Betriebe ihren früheren Be
ſitzern zurückzugeben, Wirklichkeit werden ſoll derartige
Verſuche werden bereits von verſchiedenen Ortskommiſſaren
vorgenommen mit dem Erfolge, daß die Herſteller um die
während der kurzen Zeit der Freiheit erarbeiteten Waren ge
prellt werden, da dieſe ihnen requiriert wurden. ir
glauben freilich nicht, daß Lenin einen derartigen Staats
„ſtreich“ im großen plant. Aber ſicher iſt es zumal ſo
lange die „Außerordentliche Kommiſſion zur Bekämpfung der
Konterrevolution“ beſtehen bleibt, daß die Jnduſtriellen zu
eingeſchüchtert ſind, um von einem ſolchen Dekret in abſeh-
barer Zeit Gebrauch zu machen. Vorderhand haben die neuen
Hoffnungen nur zur Wiederbelebung der Spekulation
geführt. Jn Moskau wird zurzeit, nach der Behauptung
von Bykow (Vorſitzender des „Oberſten Volkswirtſchafts
rates“), ſogar in abgebrannten Betrieben, ja in Firmen-
namen ſpekuliert.

Freilich iſt ferner der Geſamtbetrag der von der Be
amtenſchaft einzubringenden Naturalſteuer geringer, als die
bisher angeforderten Requiſitionen: aber hinter dieſen
blieben ja die Bauern ohnehin bisher zurück. Vorderhand
hat alſo die „Handelsfreiheit“ auf dieſem Gebiete nur zu
ſage offenen Auftreten der bisherigen Schleichhändler ge-
ührt.

Gewiß ergibt ſich aus all dem, daß es der Sowjetregie
rung nicht gelungen iſt zurzeit wenigſtens die wirt-
ſchaftliche Kriſe zu beheben. Darin beſteht alſo nach wie vor
ihre große Schwäche. Aber man muß ſich hüten, dieſe wirt-
ſchaftliche Schwäche ohne weiteres mit einer politiſchen zu
vermengen.

Jn derſelben Rede, in der Lenin jüngſt die Notwendig-
keit der Wiedereinführung des Kapitalismus betonte, for
derte er, die Sozialrevolutionäre und Menſchewiki in „gutem
Gehorſam“ weiter zu behalten. Ja innerhalb der Kommu-
niſtenpartei ſelbſt macht ſich noch ein kräftiger Widerſtand
gegen die Schrittmacher und Anhänger des „neuen Kurſes“
emerkbar: nur darauf iſt es zurückzuführen, daß die „größ-

ten“ bolſchewiſtiſchen Nationalöktonomen, Lomor, Rykow und
Miljutin, nicht in den Oberſten Volkswirtſchaftsrat wieder
gewählt worden ſind. Die Volksmaſſe aber, wie das Zen-
tralkomitee der Sozialrevolutionäre ſelbſt in ſeiner jüngſten
Erklärung zu den „Aufgaben der Gegenwart“ ehrlich aus
ſpricht, iſt politiſch müde oder ganz unpolitiſch und die Or-

ganiſation et n unter eangeſichts der ruſſiſchen Kommunikations außerordenlich e Allo m ahwarten!
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Preußiſcher Landtag.
29. Sitzung. Dienstag, den 7. Juni 1021, vorm. 11 Uhr.

Nach Erledigung kleiner Anfragen wird die Haus-
baltsdebatte fortgeſetzt.

Abg. Dr. Bredt (Dt. Wirtſch.
amtengehälter von 600 auf 5000 M

Abg. Heilmann
zu unterſtellen, wir wollten

ionen auffällig.
Herr v. d.

Großkapitals machen und die Produktion totſchlagen.

Ein Narr, wer das nicht erkennt, ein rke,
Zeſſeres Wiſſen dem deutſchen Volke verſchweigt!
doch nur unter der von Jhnen verſchuldeten Niederlage!
ruhe rechts.) Das Zitat, das Herr v. d. Oſten dem
entnommen hat, war gefälſcht.

hat den Sinn in das Gegenteil gefälſcht. (Zuruf links:
deutſchnationale Praxis!) Die Erfüllung des Ultimatums wird
ohne Erfaſſung der Geld werte der Beſitzenden nicht
möglich ſein. Herr Miniſterpräſident Stegerwald teilt doch mit
uns ſicherlich die Ueberzeugung, daß unter den breiten Schichten,
welche die Laſten zu tragen hätten, auch die Beſitzenden ſeien, und
zwar in erſter Linie. Wenn Herr v. d. Oſten weiter den
Mut hatte, die Regierung wegen angeblicher ſäumniſſe in
Oberſchleſien anzuklagen, ſo hat er wohl das ſcheußliche Wort
vergeſſen, das der deutſchnationale Führer Hergt im Reichstage
geſprochen hat: „Wir müſſen uns bei der Entſcheidung über das
Ultimatum freimachen von jeder Rückſicht auf Oberſchleſien!“
Das iſt ein Wort des Verrates an Deutſchland und Sie (nach
rechts) haben uns über Oberſchleſien nichts mehr zu ſagen. Wir
können Oberſchleſien nur noch dienen, wenn wir jede Gemeinſchaft
mit Jhnen, jede Gemeinſchaft mit einer Politik, die weder natio-
nal noch deutſch iſt, weit von uns weiſen. (Lebhafte Zuſtimmung
b. d. Soz.) Was die Verbreiterung der Regierungs-
baſis anbelangt, ſo wollen wir mitarbeiten mit allen, die guten
Willen und Opferſinn zeigen. Erfreuliche Spuren dieſes Opfer-
finns finden ſich bei unſerer Bruderpartei von links,
und dieſe Haltung der U. S. P. kann auf die Umbildung der Re-
gierung nicht ohne Einfluß ſein. Der Miniſterpräſident ſagte, er
fühle ſich in ſozialen Fragen der Linken, in nationalen Fragen
den Rechtsparteien näher. Herr Miniſterpräſident, haben wir nicht
zuſammen während des Krieges den Volksbund für Freiheit und
Vaterland ins Leben gerufen, die Friedensreſolution verteidigt,
dann den Friedensvertrag unterzeichnet, jetzt das Ultimatum an-
genommen? Haben Sie etwa ſagen wollen, daß Sie in natio-
nalen Fragen mit der Linken, in nationalen Phraſen aber mit
der Rechten gehen? Können Sie (zur Rechten), wenn Sie ſich
ehrlich prüfen, erklären, daß Sie den Ernſt der Zeit auch in
Steuerfragen begriffen haben, daß Sie nicht aus den
Taſchen der anderen, ſondern aus den eigenen Taſchen die un-
vermeidlichen rieſigen Opfer bringen wollen? Sie haben doch
noch nicht einmal die Grundſteuer bewilligt, ſondern wollen ſie
verſchleppen. Wird nun die D. V. P. zu den notwendigen Opfern
bereit ſein? Ein demokratiſcher Kollege beſtätigt uns, daß es
nach den Ausfällen der D. V. P. gegen uns hier im Hauſe auch
einem gemäßigten Sozialdemokraten unmöglich geweſen ſei, mit
ihr in der Regierung zuſammen zu gehen; wenn die D. V. P. den
Mut zur Ehdhrlichkeit hätte, wäre ſie längſt erledigt, denn ſie friſtet
ihr Daſein nur durch die monarchiſtiſche und antiſemitiſche Lüge.
(Lebhaftes Hört!) Als ſeinerzeit das Kabinett Stegerwald ge-
gründet wurde, haben wir Sozialdemokraten verſtanden, Herr
Stegerwald würde das Kabinett unter allen Umſtänden nur mit
uns, nicht gegen uns bilden. Es hat ſich herausgeſtellt,
daß wir falſch verſtanden hatten. Nun ſind am 10. Mai unſere
Vertreter wieder bei Herrn Stegerwald geweſen und er hat er
klärt, er werde ſofort nach Pfingſten das Kabinett umbilden. Wir
haben uns geſtern überzeugt, daß wir wieder falſch verſtanden haben. (Zeiterteit Herr Stegerwald hält es für
ſeine vatriotiſche Pflicht, zu bleiben; es iſt ein Glück, daß er kein
Sozialdemokrat iſt, ſonft würde man vom „Kleben an Miniſter
ſeſſeln“ und „Drängen nach fetten Poſten“ reden. Jch fürchte
auch, daß bei den Demaokraten die Opferwilligteit nicht mehr ſo
friſch iſt wie damals, als ſie mit uns die Verfaſſung und das
Betriebsrätegeſetz machten, um den Anſturm von links abzuwehren.
(Hört, hört! auf der äußerſten Linken.) Die Mittelparteien
müſſen zurückkehren zu der beſſeren Einſicht, daß die Front, „bier
Burgertum bier ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft“ für Deutſchland
verderblich ift. Jn das Joch der Regierung mit der Deutſchen
Volkspartei zwingen Sie uns heute noch weniger, als vorher.
Entweder: Sie regieren mit uns, oder Sie regieren gegen
die geſamte ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft und

„König Kohle.“
Roman von Upton Sinelair.

(56. Foriſetzung.) (Rachdruck verboten.)
Die Tür wurde heftig aufgeſtoßen, fo heftig, daß Billy

Keating und der Kondukteur zur Seite geſchleudert wurden
und in der Oeffnung erſchien Jeff Cotton.

Der Berghauptmann war atemlos, ſein Geſicht voll Jagd
luſt; in der rechten Hand hielt er den Revolver. Er ſtarrte
um ſich, ſah die zwei Männer, die er ſuchte, ſah auch des
Kohlenkönigs Sohn und den Reſt der beſtürzten Geſellſchaft.
Er verharrte, ſtumm, erſtarrt.

Wieder öffnete ſich die Tür, ihn beiſeiteſtoßend, zwei
Männer drangen ein, beide mit Revolvern in den Händen;
der vordere war Pete Hanum, und auch der blieb ſtehen,
wie feſtgenagelt. Dem „Zähneeinſchlager“ fehlten ſelbſt zwei
Zähne, wenn ſeine Preisringer-Kianbacken herabſanken, konnte
man dieſen Mangel bemerken. Dies war wohl ſeine erſte
Begegnung mit vornehmer Geſellſchaft, er benahm ſich wie
ein großer Junge, der beim Zuckerſtehlen ertappt wird.

rey Harrigans Art wurde noch herriſcher.
„Was bedeutet das?“ fragte er.
Hal antwortete: „Jch ſuche einen Verbrecher, Perey!“
„Wie?“ Die Frauen ſtießen kleine Schreckensrufe aus.
„Ja, einen Verbrecher; den Mann, der den Schacht ver

ſchloſſen hält.
„Den Schacht verſchloſſen hält?“ wiederholte Harrigan

„Was willſt du damit ſagen
„Laß dir erklären: vor allem aber will ich meine Freunde

vorſtellen, Harrigan, mein Freund Keating.“
Billy beſann ſich plötzlich darauf, daß er einen Hut auf

dem Kopf habe; er riß ihn herunter, doch ließen ihn ſeine
anderan geſellſchaftlichen Inſtinkte völlig im Stich. Er ver
mochte dloß zu ſtarren, hatte auch ſeinen Atem noch nicht

urücherla ngt.
„Billy iſt Reoporter,“ ſagte Hal. „Das braucht dich aber

nicht zu beunruhigen, er iſt ein Gentleman und wird dein
Vertrauen nicht mißbrauchen. Nicht wahr, Billy?“

„Ja-a,“ murmelte Billy leiſe.
„Und dies iſt Jeff Cotton, Berghauptmann vom Nord-

Tal. Du weißt doch, Percy, daß die Nord-Tal-Gruben der
Allgemeinen Beheizungs Geſellſchaft gehören. Cotton, das iſt

Auch Cotton gedachte ſeines Hutes, desgleichen des Revol
vers, den er hinter ſeinem Rücken zu verſtecken ſuchte.

Die Steigerung der Be

en wagte es, z
urch die Unterzeichnung des Ulti-

matums die deutſchen Arbeiter zu Sklaven des ln hey
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nicht der Feind, wenn er ins Land gekommen wäre, ſich rückſichts
los die geſamte Produktion angeeignet hätte

wer es wider
Wir ſtöhnen

(Un-
zorwärts“

(Lebhaftes Hört! Hört! links.)
Es heißt darin lediglich: Wir wollen keinen Revanche-Krieg, wir
wollen, daß Deutſchland auf den Traum verzichtet, ſeine Verluſte
ten einem ſiegreichen Kriege wieder einzubringen. Herr v. d. Oſten

JZA

dann kommt es zu dem, was im außenpolitiſchen Intereſſe Jetzt
noch vermieden werden müßte: dann kommt es zur Auflöſung
und zu neuem Kampf. Allgemeine Bewegung.) Wir ſehnen
die Stunde bei, wo wir, ohne eine Verantwortung für außen-politiſche b zu tragen, hineingehen können in de friſch
fröhlichen Kampf gegen die Reaktion (Beiſall b. d. Soz.)Abg. h (Zentr.): Wäre die Veranlagung zur
Einkommenſteuer gleichzeitig für das ganze deutſche Volk erſolgt,
dann hätte ein bedeutend höherer Erfolg erzielt werden könne.

Landwirtſchaftsminiſter Warmbold: Mein Ziel iſt ein
mal Vermehrung der anſäſſigen Landbevölkerung durch dichtere
Beſiedlung des vorhandenen, Gewinnung und Beſiedlung neuen
Kulturlandes, ſodann r Sebung der land wirtſchaftlichen Er
zeugung mit dem Ziel, unſere Bevölkerung mögl aus
eigener Erzeugung ausreichend zu ernähren.

Abg. Wolroff (Dn.): Ohne Diſziplin im Beamtenkörper
iſt jede Verwaltung unmöglich.

Miniſterpräſident Stegerwald: Als Mini äſident
und als ordneter habe ich niemals in dem Maße t
volitiſch abgeſtempelt geſprochen, wie z. B. der Abg. Heilmann
Seit ich die größeren politiſchen Zuſammenhänge geſehen habe,
hat ſich in mir ein ſtarkes nationales Empfinden entwickelt, aber
es hat mit Alldeutſchtum nichts gemein. Auch beute halte ich W
den Grundgedanken der Friedensreſolution von 1017, an den mi
Herr Heilmann erinnert hat, für richtig! Aber die Jnſzenierung
war falſch. Die Beſprechungen vom 1. Mai ſind von Herrn Heil-
mann nicht richtig wiedergegeben worden. Regierungsum-
bildungen im Reich und in Preußen ſind bisher erfolgt nur aus
außen politiſchen Gründen oder unter innerpolitiſchem Druck. Aus
außenpolitiſchen und innerpolitiſchen Gründen kann die jetzige
Regierung nicht zurücktreten. (Beifall.)

Abg. Dr. v. Campe D. V. P.): Die Ausführungen des
Herrn Miniſterpräſidenten haben uns ſympathiſch berührt. (Zu-
ruf link: Verſteht ſich!)) Sie waren getragen von dem Bewußt-
ſein politiſcher Verantwortlichkeit. (Lärm b. d. Soz.) Die Reichs
verfaſſung verbietet die Konfiskation des Hohenzollernvermögens.
Dieſe wäre Verfaſſungsbruch. (Große Unruhe links. Zuruf: doch
nicht gegenüber einem Verbrecher!)Abg. Schul z Reukölln (Komm.): Jm Hauſe iſt Freude über
die Erklärung des Miniſterpräſidenten, die die Laſten auf die
breiten Maſſen gelegt wiſſen will. Widerſpruch in der Mitte.)

Abg. Dr. Cohn (U. Soz.): Nur durch die Entmilitariſierung
der Geiſter iſt die Wirtſchaftsfähigkeit Deutſchlands wieder zu
heben. Gelegentlich der oberſchleſiſchen Vorgänge haben wir
wieder einige Beiſpiele dafür erhalten, daß es noch Kreiſe gibt,
die an eine kulturfördernde Wirkung des Krieges glauben. Man
ſollte doch endlich ſich überzeugt haben, daß jede Repreſſalie auf
der einen Seite einen Gegendruck auf der anderen Seite hervor-
ruft. Wir verlangen vom Miniſter genaue Aufklärung über die
Unterſuchung in den Lagern der oſtjüdiſchen Arbeiter, Silow
und Stargard, die ſchon lange Zeit ein Gegenſtand ernſter Sorgeſind. Die Ausrottung des militäriſchen Geiſtes iſt jetzt ein großes

europäiſches Problem. Die Gleichſtellung der armen Bevölke
rungsſchichten mit den Beſitzenden durch den Miniſterpräſidenten
bei ſeinem Aufruf zu größerer Sparſamkeit war einfach unrichtig
und irreführend. (Lebhafter Beifall links.)

Abg. Dr. Schreiber Halle (Dem.): Aus den Worten des
Miniſterpräſidenten ſprach nicht der Militarismus, ſondern das
Seufzen eines unterdrückten Volkes. (Sehr richtig! b. d. Mehr-
heit.) Die Deutſchnationalen ſollten nicht die Klaſſen des Volkes
gegeneinander hetzen. Das iſt beſonders gefährlich, weil Sie
(zur Rechten) dem Deutſchen Volk damit den Glauben an ſeine

nehmen. (Lebhafter Beifall b. d. Demokraten. Lachen
rechts.

Damit ſchließt die Ausſprache. Es folgen perſönliche Be
merkungen. Dann vertagt ſich das Haus, nachdem das Geſetz an
den Hauptausſchuß gegangen iſt. Eine längere Geſchäftsordnungs-
debatte entſpinnt ſich über die Frage, ob auch der ſozialdemo-

kratiſche Antrag über das Hebammenweſen auf die Tagesordnung
der nächſten Sttzung geſetzt werden ſoll. Gegen die Stimmen der
bürgerlichen Parteien wird der Antrag auf die Tagesordnung
kommen.

Nächſte Sitzung, Dienstag. den 14. Juni, nachm. 2 Uhr:
Kleine Anfragen, Strafverfahren gegen Abgeordnete, Jnter-
pellationen und Anträge, darunter ſolche über das Geſetz Groß-
Berlin und das Hebammenwefen. Schluß 6 Uhr.

—DTZAJ

Die Brotvertenerung perfekt,
Jm Reichstagsausſchuß für Volkswirtſchaft wurde am Diens-

tag über die Fragen Zwangswirtſchaft, freie Wirtſchaft oder Umlageverfahren abgeſtimmt, nachdem ſich die Debatten ſchon tage-
lang hingezogen hatten. Der die freie Wirtſchaft befürworlende
Antrag Duſche u. Gen. (D. Vpt.) wurde gegen die Stimmen der
Deutſchen VPolkspartet, der Deutſchnationglen und der Demo-
kraten mit 14 gegen 12 Stimmen, der Antrag Schumann u. Gen.
(Soz.) auf Feſthalten an der Zwangswirtſchaft gegen die Stimmen

Beruf Zähneeinſchlager. Der andere Herr, deſſen Namen
ich nicht kenne, dürfte ſein Gehilfe ſein.“ Hal ſprach weiter,
die geſellſchaftlichen Formen beobachtend, um ſeinem Geiſt
die Möglichkeit zur Ausarbeitung eines Planes zu verſchaffen.
Alles kam auf die von ihm gewählte Taktik an. Sollte er
Percy beiſeite ziehen, ihm, im Vertrauen auf ſeine Menſch-
lichkeit, ruhig die ganze Geſchichte erzählen? Nein, ſo konnte
man bei den Harrigans nicht vorgehen! Durch Gewalt waren
ſie hinaufgekommen: Gewalt allein vermochte bei ihnen etwas
auszurichten! Man konnte Percy nur dadurch beeinfluſſen,
indem man ſich an ihn vor ſeinen Gäſten wandte, dieſen
die Situation klar machte, und ihre Gefühle ausnützte, um
einen Zwang auf ihn auszuüben.

Des Kohlenkönigs Sohn ſtellte neue Fragen. Was ſolle
all dies bedeuten? Und Hal beſchrieb die Lage der Leute im
Schacht: „Sie haben weder Speiſe noch Trank, außer was
ſie für ihr Mittageſſen in Schüſſeln mitgenommen. Seit
der Exploſion ſind dreieinhalb Tage vergangen! Sie atmen
ſchlechte Luft ein; der Kopf ſchmerzt ſie, ihre Zungen trocknen
aus, keuchend liegen ſie auf der Erde! Sie warten das Ver-
trauen auf ihre Freunde, die ſie retten werden, erhält ſie
am Leben. Sie wagen es nicht, die ſelbſtgebauten Barrikaden
zu zerſtören, weil die mörderiſchen Gaſe ſie ſofort töten
würden. Doch wiſſen ſie, daß die Retter kommen werden,
lauſchen, ob fie nicht Art- und Pigelſchläge vernehmen. So
ſteht es um die Sache

Hal ſchwieg, wartete, daß der junge Harrigan durch ein
Zeichen ſeine Erregung verrate; doch blieb dies aus, und Hal
fuhr fort:

„Stell es dir doch vor, Perey. Jm Schacht iſt ein alter
Mann, ein Jrländer; feine Frau und acht Kinder warten
vergebens auf Kunde, ob er noch lebt. Jch kenne eine Frau,
die ihren Mann und drei Söhne im Schacht hat. Seit drei-
einhalb Tagen ſtehen die Frauen und Kinder an der Schacht-
öffnung; ich ſah ſie ſitzen, den Kopf auf die Knie geſunken,
oder mit erhobenen Fäuſten dem Verbrecher fluchen, der die
Schuld trägt.“

Eine Pauſe entſtand. „Dem Verbrecher?“ fragte der junge
Harrigän. „Jch verſtehe nicht recht.“

„Du wirſt es nicht glauben können, doch iſt nichts unker-
nommen worden, um die Leute zu retten. Der Verbrecher
hat die Schachtöffnung mit Brettern und Leinwand ver-
ſchließen laſſen.

Ein Murmeln des Entſetzens kam von den Tiſchgäſten.
„Du wirſt es kaum begreifen können, der Grund iſt ein

Brand im Schacht; wird der Fächer in Bewegung geſetzt, ſo
nd dies ihr Hal jact, „iſt Her Pete Hanum, von l verbxennt Kahle, aber dis Känge Fönnen van Rauch gefu

der Sozialiſten abgelehnt. Bei der da folgenden Spezial
debatte über den Geſetzentwurf es bei e eines An
trages Blum (Ztr.), wonach die Umlage von Tonnen
auf 23 Millionen Tonnen ee w ſell, zu career
Debatte, in welcher von ſozia m und ungbhängiger
Seite die Politik des Ern smin ums e iner ſcharfen
Kritik unterzogen wurde. B z 3 wurde beſtimmt, daß derTermin für die engere eſolls auf den 1. Juli 1921
fällt. Zu g 4 würde auf Antrag rz (US.) hinzugefügt daß
die Vertreter der Erzeuger und Verbraucher in den nach nähererBeſtimmung der oberſte andesbehörde zu bildenden Ausſchüſſen,

h die Entſcheidung über Beſchwerden die Feſtſetzung
des Lieferſolls haben, von den Geme u wählen
nd. Die Paragra über die ng der Reichsgetreide-
elle wurde vom angenommen. einem ver-

einigten Antrage Thiel (D. r und Hertz (US.) wurde be
ſchloſſen, daß zu dem Aufſichtsrat Arbeitnehmervertreter ören,
von denen je einer beſtimmt wird, vom Allgemeinen Gewerkſchafts
bund, dem Afabund, dem Deu Beamtenbund, dem Geſamt-
verband der chriſtlichen Gewerkſchaften, dem Hirſch-Dunckerſchen
277 ten und dem Geſamtverband der deutſchen Angeſtellten

Weiterberatung: Mittwoch.

wie für die Offiziere geſorgt wird

Der r n für ſoziale Aneelegenheiten ſetzte am Montag ſeine Beratungenüber den Entwurf des Vehemagioverſor n etzes fort

Dabei eſetzentwurfführte Abg. e ch (Soz.) aus: Nach dem r
treten im Gegenſatzzzu den Beamten (40 Jahre) die
Zif iere bereits nach 30 w. in den Bezug desH hſrußege altes an darf dabei nicht davon
ausgehen, daß die Offiziere dem Reiche, wie ſie ſelbſt betonen

Dienſte unter Einſatz ihres Lebens leiſteten, ſondern muf
bei der Geſetzgebung von einem normalen Friedengzuſtant
ausgehen. rigens erweiſt die Statiſtik, daß im Friede
ſchon viel mehr Arbeiter in ihrem Berufe an Unfällen ſterben
als Offiziere bei Ausübung ihres Dienſtes.

Dazu erklärte der Regierungsvertreter, daß in der neuen
Wehrmacht vie Jungerhaltung des Offizierkorps das Aus
ſcheiden noch früher erfolgt, wie im alten Heere.

Der Ausſchuß ſprach ſich mit 12 Stimmen der Rechte
und des Zentrums gegen 11 Stimmen der Linken gegen den
ſozialdemokratiſchen Antrag aus, der die Offiziere mit denanderen Beamten auf gleiche Stufg, und nahm der
betreffenden Paragraphen des rmachtverſorgungsge-
ſetzes unabgeändert an.

Jugendwohlfahrt.
m Jugendwohlfahrtsausſchuß des Reichstages wurde

am ontag Abſchnitt IV des Reichsjugendwohlfahrts-
geſetzes beraten, der die Stellung des Jugendamts im Vor-
mundſchaftsweſen behandelt. Nach dem Geſetzentwurf ſollen
überall Jugendämter errichtet werden, die jedem Jugend-
lichen raſch die erforderliche Hilfe gewähren. Das Jugend-
amnt ſoll eine Behörde mit allen Befugniſſen und
Einrichtungen ſein, die ſeiner hohen ſozialen Aufgabe entſprechen. Jedes Land ſoll ein Landese endamt erhalten,

und dieſes dem Reichsminiſterium des Jnnern unterſtellt
werden.

Die Geheimratswirtſchaft.

Jm Januar r erklärte Gen. Otto Braun
der ehemalige preußiſche Landwirtſchaftsminiſter, im Land-
tage, daß er durch einen Brief davon Kenntnis erhalten habe,
daß der Geheimrat Ponſick im Reichsarbeitsminiſterium
gegen ihn eine Hetze wegen ſeiner Siedlungstätig-
keit veranſtaltet habe. Eine Erklärung für das Vorgehen
dieſes Herrn liege wohl darin, daß er, der Miniſter, ihn nicht
für den Poſten eines Präſidenten der Landeskultur-
ſt e l le haben wollte, weil er ihn für zu jung und nicht
geeignet hielt. Darauf antwortete Geheimrat Ponfick
in einem offenen Brief, der in verſchiedenen Zeitungen ver-
öffentlicht wurde, ſehr ſcharf. Wegen dieſer Antwort, die
auch perſönliche Ausfälle gegen den Miniſterpräſi
denten enthielt, wurde gegen ihn ein Difziplinar
verfahren eingeleitet.

Jetzt beſchäftigte ſich nun die Diſziplinarkammer in
Potsdam mit dem Fall, da Ponfick ausdrücklich entgegen
einem Erlaß des Arbeitsminiſters öffentlich in der Preſſe den
Fall erörtert habe. Wie wir hinzufügen wollen, er hat ſich

e e
bert, zumindeſt einige Leute gerettet werden. Es iſt eine
Frage zwiſchen Beſitz und Leben, und der Verbrecher hat
zugunſten des Beſitzes entſchieden. Er hat vor, ein bis zwei
Wochen zu warten, bis der Brand erloſchen iſt; dann ſind
freilich die Männer und Knaben alle tot.“

Ein neuerliches Schweigen wurde vom jungen Harrigany
gebrochen.

„Wer hat das getan?“
Er heißt Enoch Cartwright.“
„Wer iſt das?“
„Als ich dir eben ſagte, ich ſuchte den Verbrecher, führte ich

dich ein wenig irre, Percy, doch mußte ich meine Gedanken
ſammeln.“ Hal atmete tief auf; als er fortfuhr, klang ſeine
Stimme ſchärfer, die Sätze fielen wie Peitſchenhiebe. „Der
Verbrecher, von dem ich ſprach, iſt der Oberaufſeher der Grube,
ein Mann, der von der Allgemeinen Beheizungs- Geſellſchaft
angeſtellt iſt, ſeine Autorität von ihr herleitet. Der Ver
brecher aber, der verfolgt wird, iſt nicht der Mann, der den
Schacht verſchloß, ſondern der, der ihn geöffnet haben wollte.
Dieſer wird als Verbrecher behandelt, weil ſowohl die Ge
ſetze des Staates als auch die Geſetze der Menſchlichkeit von
der Allgemeinen Beheizungs- Geſellſchaft aufgehoben worden
ſind. Er mußte in deinem Zuge Zuflucht ſuchen, um ſein
Leben vor den Bravos und Schützen zu retten, die im
Dienſte der Geſellſchaft ſtehen!“

Hal kannte dieſe Leute gut, wußte die Wirkung des Blitzes,
den er eben unter ſie geſchleudert. Dieſen Menſchen galt der
gute Geſchmack als die vornehmſte Tugend, er wußte, wie ſehr
er ſie abſtieß. Wollte er ſie für ſich gewinnen, ſo mußte er
ſeine Gegenwart hier als Unbefugter auf Harrigans Ge
biet erklären.

„Percy,“ fuhr er fort, „erinnerſt du dich, wie oft du
voriges Jahr an der Univerſität mit mir ſchaltſt, weil ich den
„Schmutzaufwirblern“ lauſchte Du faßteſt es als perſön
liche Beleidigung auf: warſt überzeugt, ihre Geſchichten ſeien
erlogen. Jch aber wollte mich ſelbſt davon überzeugen, ging
daher in die Kohlengrube arbeiten. Jch ſah die Exploſion,
ſah, wie dieſer Jeff, Cotton hier Frauen und Kinder mit
Flüchen und Schlägen von der Schachtöffnung trieb. Jch
ſchickte mich an, den Leuten im Schacht zu helfen, und der
Berghauptmann warf mich aus dem Revier hinaus. Auch
ſagte er mir, wenn ich nicht verſchwände, ſo könnte mir in
einer dunklen Nacht leicht etwas zuſtoßen und ſiehſt du,
heute iſt eine dunkle Nacht.“

A4Fortletung folgt.
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bei den Rechtsparteien damit zugleich in ein gutes Lichtbringen wollen, denn ſeine Anariffe waren nicht Wur inhalt-

lich, ſondern auch in der Form ſkrupellos.

e zeigte durch den von ihr gefällten Urteilsſpruch, daß ſie durchaus nicht gewillt iſt, der
zugunſten der Deutſchnationalen betriebenen Geheimrats-
atſarſt in die Parade zu fahren. Der Angeſchuldigte,
Ponfick, wurde nämlich wegen Dienſtvergehens mit einer
Verwarnung beſtraft und hat die Koſten zu tragen.
Das Gericht nahm zugunſten des Angeſchuldigten an, er habe
ſich in der Auslegung der Verfaſſung geirrt. Wann hätte
man wohl gehört, daß eine ſolche Milde einem Arbeiter
gegenüber zutage getreten wäre? Der erſte Grundſatz derdeutſchen Suſt,. er bei Arbeiterprozeſſen denn
auch ſtets vom Vertreter der Anklage ins Feld geführt wird,
lautet bekanntlich: „Unkenntnis des Geſetzes ſchützt vor
Strafe ver Es iſt ein Skandal ſondergleichen, daß dieſer
Fundamen alſatz gerade bei einem Angehörigen der „gebildeten
Stände“ und einem auf die Verfaſſung vereidigten
Beamten außer Kraft geſetzt werden ſoll. Die urteilenden
Richter haben ſich in der Begründung ihres ſalomoniſchen
Spruches alle Mühe gegeben, den Angeklagten Ponfick
freizuſprechen und den Kläger Braun zum Angeklagten zu
machen. Die Behauptung, Ponfick habe ſich im Zuſtande der
Notwehr befunden, iſt eine glatte Verdrehung der Tatſachen,
da in Wirklichkeit Genoſſe Braun der Angegriffene war.
Das Urteil der Diſziplinarkammer iſt nicht geeignet, die ge
ſunkene Autorität der Juſtiz zu heben; im Volke wird manwiſſen, was man davon zu ten hat, wenn ſich ein ver

faſſungsunkundiger reaktionärer Beamter als Schützer der
politiſchen Meinungsfreiheit einem ſozialdemokratiſchen
Miniſter gegenüber aufſpielt.

Zur Strecke gebracht.
Die Feinde der Republik haben wieder einen aufrechten

Republikaner zur Strecke gebracht. Unſerem Jengaer Partei-
organ entnehmen wir, daß der Befehlshaber der thüringiſchen
Polizeitruppe, Major Müller-Brandenburg, ſeine Ent-
laſſung beantragt und erhalten hat. Wir teilten ſchon ſeiner
Zeit die Einleitung eines Diſziplinarverfahrens gegen ihn
mit, doch ſtand dasſelbe dauernd auf ſchwachen Füßen. Aber
im Jntereſſe Thüringens hat nun Müller ſeine Entlaſſung
ſelbſt gefordert. Die Schuld daran tragen die Demo
kraten, denn die Erklärung auf ihrem Parteitag, unter
allen Umſtänden den Rücktritt Müller-Brandenburgs zu er
zwingen, verſchob die Machtverhältniſſe derartig zu
gunſten der reaktionären monarchiſtiſchen Strömungen, daß
der Republikaner Müller-Brandenburg eben nicht mehr
zu halten war. Doch auch die unabhängige Abſtinenzpolitik
in Thüringen hat Teil daran. So iſt denn das Werk ge-
lungen nicht nur einen republikaniſchen Vorgeſetzten aus der
Truppe zu entfernen, ſondern vor allem Dingen auch dem re
Peegaviſchen Geiſt in dieſer einen ſchweren Schlag zu ver
etzen.

Schwierigkeiten bei der Arbeitsaufnahme im Waldenburger
Kohlenrevier.

Waldenburg, 8. Juni. („Lok.-Anz.“) Als am Montag
morgen die Belegſchaften auf Grund des Beſchluſſes der
Streikleitung ihre tigen aufnehmen wollten, verſuchten
die Kommuniſten den Zutritt der Arbeitswilligen zu den
Schächten zu verhindern. Zur Sicherung der Arbeitswilli-
gen wurde Schutzpolizei eingeſetzt. Die bisherige Streik-
leitung iſt durch eine kommuniſtiſche erſetzt worden.

7

Das Abkommen im niederſchleſiſchen Bergbau
hat folgenden Wortlaut: „1. Nachdem die Reichsfinanzverwaltung
auf die Ablieferung des Betrages von 2 Mark je Tonne abgeſetzter
Kohle aus dem niederſchleſiſchen Vergrevier verzichtet hat, wer-
den dieſe Beträge von der Wiederauſnahme der Arbeit an nach
näherer Vereinbarung in der Bezirksarbeitsgemeinſchaft in voller
Höhe zur Lohnerhöhung verwendet werden. 2. Jn der Annahme,
daß der dem Reichsrat vorliegende Entwurf zur Abänderung der
Kohlenſteuer bis ſpäteſtens 1. Juli Geſetz ſein wird, wird von
dieſem Zeitpunkte an eine Lohnerhöhung in Ausſicht genommen.
Zurzeit beträgt die Kohlenſteuer des niederſchleſiſchen Reviers
gegenüber Weſtfalen 2,50 Mark mehr je Tonne abgeſetzter Kohle.
Um jede volle Mark, um die ſich durch Veredlung der Kohlen-
ſteuer dieſes Verhältnis zugunſten des niederſchleſiſchen Berg
reviers ändert, wird ein Betrag von 30 Pig. je Schicht zur Lohn-
aufbeſſerung verwandt werden, bis ein durchſchnittlicher Betrag
von 5 Mark je Schicht erreicht iſt, wobei die unter Ziffer 1 ge
nannte Lohnerhöhung einzurechnen iſt. Das Reichswirtſchafts-
miniſterium und das Reichsarbeitsminiſterium werden ſich dafür
einſetzen, daß die für dieſe Lohnerhöhung erforderlichen Maß
nahmen ſeitens der geſetzgebenden Körperſchaften und des Reichs
kohlenverbandes getroffen werden.“

Die nationalen Gegen e in der tſchechiſchen Arbeiter
egung.

Nach einem Wolffbericht veröffentlicht der Landesaus-
ſchuß der deutſchen ſozialdemokratiſchen Ärbeiterpartei eine
Erklärung, die feſtſtellt, daß die Zuſammenarbeit der ſozia-
liſtiſchen Parteien in den großen politiſchen Jgeges bisher
unmöglich geweſen ſei. Zu den in der ganzen Welt beſtehen-
den Schwierigkeiten in der Arbeiterbewegung geſelle ſich in
der tſchechoſlowakiſchen Republik das ungelöſte National-problem. Die geſchichtliche Aufgabe der ſche iſchen u

n. arteien wäre es heute noch, dem ſozialiſti-
ſchen Grundſatz der nationalen Gleichberechtigung und der
nationalen Autonomie e Durchbruch zu verhelfen. Jhree Tätigkeit laufe jedoch dem Vrunvfaß zuwider.

rotzdem gebe die deutſche ſozialdemokratiſche Partei di
ans nicht r und ſei bereit, mit der hklaſſenbewußten rbeiterſchaft nach den ſozialiſtiſchen
Grundſätzen für die nationale Verſtändigung und für die Er
h der wichtigſten wirtſchaftlichen Forderungen zu
wirken.

Volksvergiftung.
Nicht genug, daß die Stinnes-Organe alltäglich dem

deutſchen Volke das Morphium einer RevancheAufpeitſchung
einträufeln und von weiten Kreiſen immer noch nicht in
ihrer gefährlichen Tendenz erkannt werden, gibt der
wegen ſeiner reaktionären Reklame ſchon längſt bekannte
Verlag Auguſt Scherl ein Sonderheft der „Woche“ her-
aus, daß dem Gedächtnis unſerer Kaiſerin gewidmet
iſt. Dieſes Manöver iſt deshalb ſo gefährlich, weil die
„Woche“ auch in nicht- deutſchnationalen Kreiſen wegen ihrer
guten Ausſtaltung und künſtleriſchen Photographie beliebt
iſt, und dieſes Sonderheft in einer Auflage von einigen
Hunderttauſend in die Oeffentlichkeit i leudert wird.

Würde ſich das Heft das künſtleriſch wieder voxzüglich
iſt, aber dieſer goldene Firniß iſt eben das Gefährliche
auf eine bloße Würdigung der Exkaiſerin als Perſönlich-e i und h h b h man

das ſchon aus Gründen der Ptetät paſſieren laſſen können,
wenngleich man in dieſem Falle u deutſcher
Mütter, die ein ebenſo hartes Los traf, auch ein
Sonderheft widmen müßte. So aber wird dieſe Ge
prnheit benutzt, um in Erinnerung an die Glanztage

ilhelms II. der uns in ſeinen paar kcctſend Gala-
uniformen in ſeiner ganzen Mannhaftigkeit gezeigt wird, eine
von monarchiſtiſchem Byzantinismus ſtrotzende Atmoſphäre
ſe ſchaffen. „Unſer“ Kronprinz „ſo wie er heute aus-

tobt ſich in den Spalten der „Woche“ aus, wobei er zart
auf ſeine Herrſcherpflichten hinweiſt, er ſcheint dank der
deutſchnationalen Taktik ſehr zukunfts- und thronesfreudig

ein, und die ganze Linie die durch dieſes „Gedächtnist zieht, iſt mehr dem höfiſchen Dienſt als dem Andenken

uguſte Viktorias gewidmet.

Jn allen auf allen Bahn-höfen, in allen Cafés aber prangt das Heft. Schade um
die m Kraftverſchwendung im Dienſte der Reak-
tion! erktätiges Volk, kaufe e volksvergiftende lite-
rariſche Erzeugniſſe nicht! Wenn ſolche auſhetzende Nummern
der „Woche“ maſſenweiſe zur Makulatur wandern, wird
ſich der Verla rl bald eines anderen beſinnen und ſeine
guten techniſchen Mittel und künſtleriſchen Kräfte bald in
den Dienſt einer beſſeren Sache ſtellen. Wie wäre es,
wenn er z. B. zum Zwecke der Reparationserfül-
lung ein künſtleriſches Propagandaheft für
her ttive Arbeit der beſitzenden Klaſſe heraus-
gebe?!

Rotzen.
Reues Mitglied der hiſtoriſchen Kommiſſion. Anſtelle

des verſtorbenen Reichskanzlers a. D. Dr. v. Bethmann
Heupeg iſt der ehemalige Reichsminiſter des Auswärtigen

r. Graf v. Brockdorff-Rantzau zum Mitglied der
hiſtoriſchen Kommiſſion für das Reichs archi v
berufen worden.

Abgeblitzte Partikulariſten. Man D. zur Genüge, wie
partikulariſtiſch die rechtsſtehenden Kreiſe der einzelnen
Staaten Deutſchlands geſinnt ſind. Je nachdem können ſie
aber auch anders, um ihren Willen durchzuſetzen. Jn Braun
ſchweig hatten ſie in ihrem Streit mit der braunſchweiger
Regierung an das Reich appelliert. Jetzt teilt dort das
ſtaatliche Preſſeamt mit, daß das Reichsminiſterium des
Jnnern zu der Eingabe der Landtagsfraktion des Landes-
wahlverbandes an die Reichsregierung in der braun-
ſchweigiſchen Verfaſſungsftreitfrage dahin entſchieden hat,
daß das Reich in dieſer Sache, die einen Streit innerhalb der
Braunſchweigiſchen Landesverſammlung darſtelle, nach der
Reichsverfaſſung nicht zuſtändig ſei und daher keinen Anlaß
ſähe, ſich mit der Angelegenheit zu befaſſen.

Keine Reviſion im Teilirian-Prozeß. Das Urteil in dem
rot gegen den Armenier Teilirian wegen Ermordung
des Talaat Paſcha erlangt in drei Tagen Rechtskraft. Die
Staatsanwaltſchaft wird auf das Rechtsmittel der Reviſion
verzichten.

Litauen ſoll unabhängig bleiben. Der diplomatiſche
Mitarbeiter des Daily elzgrapy reibt zum Abbruch der
Brüſſſeler e über Wilna, die ruſſiſche Räte-
regierung werde nicht geſtatten, daß Litauen in polniſche

ängigkeit gerate. Sie halte die Aufrechterhaltung der
vollen Unabhängigkeit Litauens für weſentlich. Wenn die
franzöſiſchen Antriebe fortdauern und wenn weitere Ver-
ſuche gemacht würden, die litauiſche Republik unter polniſche
Kontrolle zu bringen, dann werde Rußland nicht un
intereſſiert bleiben.

Die Bodenreform in der Tſchecho-Slowakei. Der Ver-
waltungsausſchuß des ſtaatlichen Bodenamtes hat das Pro-
ramm für die erſte Periode der Bodenreform in Böhmen,
ähren und Schleſien genehmigt, wärend das Programm

für die Slowakei bereits früher angenommen wurde. Nach
einem Verzeichnis aller Grundbeſitze, die in der erſten
Periode vom Staate übernommen werden, handelt es ſich um
mehr als 900 Höfe, darunter Waldreviere, welche zuſammen
150 Großgrundbeſitzern gehören.

Gewertſchuftliches.

1. Verbandstag des Zentraiverbandes der Angeftellten.

Es iſt jetzt die Zeit in der viele Gewer e ihre Gene-
ralverſammlung abhalten, um ſich ſelbſt Rechenſchaft abzulegen
über das was ſie in den letzten ren geleiſtet haben. Zur
leichen Zeit, da die Bergarbeiter in Gießen tagten, traten in
eimar die Delegierten des Zentral verbandes der An-

geſtellten zur 1. Generalverſammlung J Es nahmen
daran teil 126 Delegierte und eine Anzahl dazu berechtigter Ver-
bandsfunktionäre. An Gäſten waren erſchienen: Leipart vom
Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbund, Aufhäuſer und
Süß vom AfA-Bund, Marx vom Deutſchen nkangeſtellten
Verband, Beeſe vom Werkmeiſter-Verband; Smit (Anſter-
dam) vom internationalen Bund der Privatangeſtellten Hirſch,
von der dem Bund angeſchloſſenen tſchecho-ſlowakiſchen Organi-
ſation, Dr. Freund vom Oeſterreichiſchen Bankbeamten-Ver-
band; außerdem 126 Delegierte und die Reihe der berechtigten
Verbandsfunktionäre.

Jm Verbandsbericht, in dem die Referenten betonen konn-
ten, daß es jeden Mitarbeiter mit berechtigten Stolz erfüllen
könne, daß weit über 300 000 Angeſtellte für die freigewerkſchaft-
liche Organiſation gewonnen ſeien und in den über den Bericht
gepflogenen Debatten ſpielte das kommuniſtiſche Problem etne her-
vorragende Rolle, ſoweit es das Gewerkſchaftsweſen betrifft. Der
Vorſtand nahm ſehr ſcharf gegen die kommuniſtiſchen Beſtrebun-
en Stellung. Die oft leidenſchaftlich aufwallenden Debattenſührten zu folgendem, in namentlicher Abſtimmung einſtimmig

gefaßten Beſchluß:
„Mitglieder, die einen Beamten- oder nktionärpoſten

bekleiden ſollen, müſſen ſich ausdrücklich verpflichten, in unſe-
rem Verbande nur nach unſeren S den a m des
Beirats und Verbandstages, den tlinien des D. G.-B.
und des AfABundes, insbeſondere nach dem Afül- Beſchluß vom
29. 9. 1920 zu arbeiten. Sie müſſen den Jnternationalen Ge-
werkſchaftsbund zu Amſterdam als internationale Zuſammen
faſſung der Gewerkſchaften anerkennen, dieſen in jeder Weiſe
fördern und die gewerkſchaftlichen Leitſätze der Moskauer Ge

nternationale, ebenſo wie alle anderen, die frei-
Kwefe gft iche Vewegung Beſtrebungen be

mpfen.
Jn der wichtigen Frage der „Reorganiſation des Af-Bun-

des“ wurde in namentlicher Abſtimmung mit 73 gegen 47 Stim-
men der gemeinſam vom Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchafts-
bund und der AfJ ausgearbeitete Organiſationsvertrag ange
nommen.

Gegen 6 Stimmen wurde beſchloſſen, den Verband der
Angeſtellten des Buchhandels mit dem Zentral-
verband zu verſchmelzen, eine Verſchmelzung, die von
der Delegiertenverſammlung des Buchhandelsverbandes bereits

Geſtützt auf Artikel 157 der deutſchen Reichsverfaſſung, der dieSchaffung eines einheitlichen Arbeitsrechts 38 e kéfonderer

Schutz der Arbeitskraft verſpricht, wurde gefordert, daß entſpre
chend jenen Grundſätzen die geſetzgebenden Körperſchaften in be
ſchleunigter Weiſe ein „einheitliches Arbeitsvertragsrecht“ ſchaf
fen worin auch das Vereinigungsrecht, Streiktrecht, Schlichtungs
weſen, Tarifvertragsrecht, die Arbeitsvermittlung uſw. geregelt
wird. Durch Schaffung von Arbeitsgerichten, die ausſchließlich
für alle Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis zuſtändig ſind
iſt allen Angeſtellten eine billige und ſchnelle Rechtsſprechung zu
ermöglichen. Die Durchführung der ſozialen Schutzbeſtimmunger
erfordert einen großzügigen Ausbau der Gewerbeaufſicht und ihreAusdehnung auf alle Angeſtellte. Ebenſo fordert der Verbands
tag, daß die Sozialverſicherungseinrichtungen ſchnellſtens verein
heitlicht werden und eine ausreichende Fürſorge für alle Wechſel
fälle des Lebens eingerichtet wird, deren Koſten die Allgemein
heit tragen hat.

Der Verbandstag exhob Proteſt gegen das Verhalten des
Reichsarbeits-Miniſteriums, das die Sonntagsruhe in
Bayern noch immer nicht zur Durchführung bringt, obwohl
der Reichswirtſchaftsrat bereits in dem Sinne beſchloſſen hat;
ferner gegen das Reichspoſt-Miniſterium, weil den Poſtangeſtell-
ten der Abt. 7b München Urlaub zu gewertſchaftlichen Dele-
gationen verweigert wird, obwohl die betreffenden Ange-
ſtellten auf Gehalt für dieſe Zeit verzichten wollten.

d einer einſtimmig angenommenen Entſchließung wurde
die Organiſierung der Angeſtellten in Jnduſtrieverbänden
verworfen und die Notwendigkeit des Fortbeſtehens ihrer
beruflichen Verbände betont. Ebenſo aber die Notwendigkeit
ſolidariſchen Zuſammenwirkens aller freigewerk-
ſchaftlichen Arbeiter und Angeſtellten. Entſprechende Richtünign
wurden aufgeſtellt und der Vorſtand beauftragt, beim A. D. G.-B.
und AfABund im Sinne dieſer Richtlinien zu wirken.

Gemäß einem Referat Haußherrs (Vorſtand) veſchloß
man in der umſtrittenen Frage der Arbeitsgemeinſchaften den zu
künftigen Austritt aus dieſen Körperſchaften, der jedoch nur ge
meinſam mit dem A. D. G.-B. und dem AfA-Bund erfolgen
nüſſe. Jn dieſem Sinne ſolle der Vorſtand auf dieſe beiden
Spihzenorganiſationen wirken, ferner aber mit Beſchleunigung auf
die in der Reichsverfaſſung (8 165 Abſ. 2 und 3) verſprochenen
geſetzlichen Vertretungen der Arbeiter und Arbeiterinnen in Wirt-
chaftsräten bei allen P e Körperſchaften drängen.

Ein einſtimmiger Beſchluß erhöhte die Beiträge in den drei
Klaſſen der Penſionskaſſe von 1,10 Mk. auf 3 Mk., von 1,50 Mk.
auf 4 Mk., von 2 Mk. auf 5 Mk. Am 1. Oktober tritt dieſe
Erhöhung in Kraft, zugleich mit ihr eine Verdoppelungder
Leiſtungen der Kaſſe.

Gegen 16 Stimmen wurden die Beſtimmungen einer Ruhe-
ehaltskaſſe für die Verbandsangeſtellten angenommen, zu derAngeſtellte und Verband je zur Hälfte die Beiträge zahlen.

Jn einer Entſchließung der Verbandstag Proteſt gegen
jede grundloſe Entlaſſung von Behördenange-
ſtellten, wie ſie zugunſten der Beamten erfolgen. Ferner
verlangt er, daß die Angeſtellten, die 10 und mehr Jahre be-
ſchäftigt ſind, aber durch die Entente- Bedingungen vor allem ausdem Reichowehr Miniſterium entlaſſen werden, in einem Reichs

betriebe untergebracht oder durch eine weitgehende Entſchädigung
abgefunden werden.Weiter ſtellte der Verbandstag far daß der Artikel des Vor-
ſitzenden des Hauptverbandes Deutſcher Ortskrankenkaſſen Fräß-
dorf in Nr. 10 der Zeitſchrift „Die Ortskrankenkaſſe“ auf einheit-
lichen Widerſpruch der Ortskrankenkaſſen Angeſtellten geſtoßen iſt,
weil durch den Artikel angekündigt wird, daß beabſichtigt ſei, die
beſtehen Reichstarifgemeinſchaft nicht fortzuſetzen.

andgraf (Chemnitz) proteſtiert gegen den völlig unway-
ren Bericht der „Roten Fahne“ über den Beſchluß in der Frage
Moskau oder Amſterdam. Jungblut (Berlin) erklärt, daß
keiner der Delegierten dieſen oder einen ähnlichen Bericht über-
andt habe. Darauf ſtellt Gie be l ohne Widerſpruch zu finden5 daß der Bericht der „Roten Fahne“ eine aus den Fingern
ezogene Fälſchung und bewußte Jrreführung der Oeffentlich-
eit in der Satzungsbergtung wurden weitgehende Aenderungen

nicht beſchloſſen. Ser Sitz des Verbandsausſchuſſes wurde in

Hamburg, der Sitz der Beſchwerdekommiſſion in Stuttgart be-laſſen. Kr Delegierte zum Jnternationalen Kongreß in Wien

wurden gewählt: Giebel ort Cohn (Berlin),Ehrenteit (Hamburg), Lehmann (Dresden), Seifried
(München), Horcks (Köln

Der Verbandstag ſindet zukünftig ſtatt aller drei, aller Zwei
Jahre ſtatt (mit 65 gegen 55 Stimmen beſchloſſen). um
Kongreß in Düſſeldorf wurden 24 Delegierte gewählt. Ein De
rat wurde gewählt; als Verbandsvorſtand und Redakteur wurdendie alten Kollegen einſtimmig wiedergewählt. Damit ſchloß die
arbeitsreiche Tagung in ſpäter Abendſtunde am ſiebenten Tage.

Wird Gompers abgeſägt?
Bei dem noch in dieſem Monat in Den ver ſtattfindenden

Delegiertenkongreß des amerikaniſchen Gewerkſchaftsbundes ſteht
ein erbitterter Kampf um die Führerſchaft des Bundes zu er-
warten. Es heißt nach der FPS., daß John Lewis, der Präſident
der United Mine Workers (Vereinigter Bergarbeiterverband) mit
einem genügenden Rückhalt von Stimmen zum Kongreß kommen
wird, um Gompers von ſeinem lange innegehabten Platz zu ver-
drängen. Abgeſehen von den Bergarbeiterdelegierten dürften auch
die Eiſenbahner für Lewis eintreten. Gompers zeigt einſtweilen
keine Geneigtheit abzutreten. Einſtweilen führt er mit der alten
Entſchiedenheit ſeine antiſozialiſtiſche und antibolſchewilliſche
Propaganda fort.

Aus ger Vel

Ulanenfeſt und U. S. P. mEin Sprichwort ſagt: Wenn zwei dasſelbe tun, o iſt
es nicht dasſelbe. Dieſes Wort ſollte allerdings unter So-
zialiſten keine Geltung haben. Aber dennoch ſcheint es ſo.
Jn der „Muldentaler Volkszeitung“ fanden wir vor einiger
Zeit folgenden Bericht von der Generalverſammlung der
Oſchatzer Unabhängigen. Er hatte folgenden Wortlaut:

„Jn der am 10. Mai ſtattgefundenen außerordentlichen
Generalverſammlung nahmen die Oſchatzer Genoſſen Stellung
zu der Haltung der Stadtverordneten anläßlich der Abſtim-
mung über die Bewilligung der 1000 Mark für das Ulanen-
feſt. Nach einem eingehenden Referat des Genoſſen Mucker
(Wurzen) wurde folgender Beſchluß gefaßt: Die heutige
außerordentliche Generalverſammlung der U. S. P., Ocrts-
gruppe Oſchatz, erklärt, daß ſie nicht damit einverſtanden iſt,
daß die ſtädtiſchen Kollegien 1000 Mark für das Ulanenfeſt
bewilligt haben. Die Genoſſen und Genoſſinnen ſprechen die
beſtimmte Erwartung aus, daß die Unabhängige Sozisl-
demokratiſche Fraktion für derartige Forderungen in Zu
kunft nicht wieder ſtimmt.“

Einmütig verlangte die Verſammlung, daß die Mittel
für Erneuerung der Siegesſäule anläßlich des Ulanenfeſtes
abgelehnt werden.

Dieſer Bericht mutet recht eigentümlich an. Er beſtätigt,
daß auch in jener Partei, die einſt am heftigſten über die
Roske- Partei ſchimpfte, Leute in Amt und Würden ſind,
die gern ein bischen Militärvereinsrummel mitmachen und
zu dieſem Zwecke Mittel bewilligen, die dürch die Steuern
aufgebracht werden müſſen. Dieſe Tatſache beruhigt uns
Sünder einigermaßen, denn für ſolche Kinkerlitzchen und
Spielereien hat die „Noske-Partei“ noch nirgends Gelder
bewilligt. Das blieb der ſtreng antimilitariſtiſchen und
ſtramm revolutionären U. S. P. D vorbehalten. Wir ſtellen



a.

Sondergericht Wittenderg.
Zu der erſten Strafſache nehmen ſechs Wigeklagte auf der An

klagebank Platz und zwar die Leungarbeiter Reinhold Arends
aus Kolonie Röſſen, 20 Jahre, Kurt Schüttel aus Merſeburg,
19 Jahre, Alfred Paa tzſch aus Leung, 30 Jahre, Rudolf Zeug
ner aus Bad Köſen, 19 Jahre, Arno Simon aus Rötſchen, 20
Ihre und anz Machay aus Ammendorf, 21 Jahre alt.

rends hat ſich der 4. Kompagnie der Roten Armee zuteilen
laſſen, will ſich aber an nichts beteiligt und nur während der
anzen Zeit im Werk aufgehalten haben. Schüttel gehörte der

Kompagnie an und will ſich ebenfalls an nichts beteiligt
haben. Paatzſch gehörte keiner Kompagnie an und will oft ver
ſucht haben zu fliehen, was aber ſtets mißlang. Zeugner iſt mit
mehreren ſeiner Kollegen angeblich aus Neugierde nach Leunag,
wo er früher gearbeitet hatte, gefahren. wo er im Werk feſtge-
halten worden ſein will. Simon gehörte der 8. Kompagnie an und
will nur Notiſtandsarbeiten verrichtet haben. Machay gehörte
keiner Kompagnie an, hat aber vor einem Wirtſchaftsgebäude
Poſten geſtanden und hat auch Notſtandsarbeiten verrichtet. Er
will nur Poſten geſtanden haben, um das Gebäude vor
Plünderern zu ſchützen. Der Staatsanwalt hält ſämtliche Ange-
klagte des Aufruhrs, Landfriedensbruchs und Anſchluſſes an
einem bewaffneten Haufen für überführt und beantragt gegen
Arends 1 Jahr, gegen Schüttel 10 Monate, gegen Paatzſch 2
Jahre und gegen Zeugner, Simon und Machan je 10 Mvnate Ge
fängnis. Das Urteil lautet gegen Paatzſch auf Freiſpruch, Arends
wird zu 1 Jahr Zeugner zu 10 Monaten und Schüttel. Simon
und Machay zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt. Jedem der Ver-
urteilten werden 2 Monate der Unterfuchungshaft angerechnet.
Der »Haftbefehl gegen Paatzſch wird aufgehoben.

Der Bergarbeiter Alfred Bauerſachs aus Neumark, 23
Jahre alt, war in Grube Cäcilie“ beſchäftigt. Als der Streik
ausbrach, machte das Werk bekannt, daß jeder ſeine Arbeit ver-
lieren werde, der nicht arbeitet. Da der Angeklagte ſeine Stel-
lung nicht verlieren wollte, arbeitete er, weshalb er von ſeinen
Kollegen als Streikbrecher bezeichnet wurde. Am Karfreitag
zwar g man ihn, mit einem Gewehr Voſten zu ſtehen, es gelang ihm
aber beim Austreten auszurücken und nach Hauſe zu gehen. Der
Staatsanwalt beantragt wegen Anſchluß an einen bewaffneten
Haufen und Vergehen gegen das Entwaffnungsgeſetz 10 Monate
Gefänanis und 300 Mark Geldſtrafe (1) Das Gericht kann ſich
aber von einer Schuld des Angeklagten nicht überzeugen und
ſpricht ihn frei. Er wird aus der Haft entlaſſen.

Der Heizer Paul Bauerfeld aus Querfurt, 20 Jahre
akt, wurde in einer Verſammlung mit etwa 40 anderen Leuten
ausgewählt und auf einem Auto, das von einigen bewaffneten
Leuten geführt wurde, ahtransvportiers. Daß der Angeklagte eine
Waffe bekommen oder ſich ſonſt an irgend einer Aktion beteiligt
hat, kann ihm nicht nachgewieſen werden. Er iſt im Gegenteil
am ſelben Abend noch nach Hauife zurückgekehrt und zu Hauſe ge
blieben. Trotzdem lautet das Urteil auf 10 Monate Gefängnis.,
4 Wochen gelten als verbüßt. tDie Strafſache gegen den 33 Jahren alten Arbeiter Otto
Wienicke aus Selbitz wird vertagt, da die Ladung weiterer Zeugen
erforderlich erſcheint.

Johannes Miil ler aus Neubendorf, 18 Jahre
alt, iſt mit einigen anderen Genoſſen mit einem Auto herum-
gefahren um Waffen zu ſuchen. Gefunden haben ſie angeblich
keine. Ferner hat er mit einem Gewehr einmal Poſten ge-
ſtanden. Er wird zu 1 Jahr Gefängnis und 300 Mark Geldſtrafe
perurteili
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s Jahre Zuchthaus.
Wittenverg, Juni. Ein beſonderer Fall ſtand heute vor

dem Sondergericht hier zur Aburteilung. Angeklagt waren 1.

der Arbeiter Nikolaus Wehling, geb. am 22. 7. 1872, 2. deſſen
Sohn Zimmermann Karl Wehling, geb am 11. 7. 1897, 3. der
Gaſtwirt Luis Kraneis, geb. am 25. 2. 1889 und 4. der Maurer
Kurt Küttner, geb. am 5. 10. 1899, ſämtlich in Stedten (Mans-
felder Seekreis) wohnhaft. Sämtlichen Angeklagten ſtand als Ver-
teidiger Referendar Dr. Löwenthal zur Seite. Jm einzelnen
wurde den Angeklagten folgendes zur Laſt gelegt: der erſte An
geklagte Nikolaus Wehling iſt nach der Anklage zuſammen mit
mehreren Bewaffneten am Mittwoch vor Oſtern auf das Gut von
Wenzel gegangen, um dort verſteckte Waffen zu ſichern. Er hat
das Kommando geführt und ſeine Forderung nach Waffen unter
Vorhaltung eines Armeerevolvers getan. Waffen ſind nicht ge-
funden worden. Er ging dann weiter zu Gutsinſpektor Schensky
und ſtellte dort die gleiche Forderung. Er ließ Schensky in die
Mitte nehmen und nach dem Garten führen, wo die Waffen ver-
ſteckt ſein ſollten. Er ſoll dann Schensky ſelbſt geſchlagen und
die ſpäter hinzukommende Ehefrau desſelben ebenfalls geſchlagen
und in den Keller geſtoßen haben, ſodaß die in anderen Umſtänden
ſich befindliche Frau ſchweren geſundheitlichen Schaden erlitt.
Nach einer Stunde ſoll Wehling nochmals wiedergekommen und
ein Motorrad gefordert haben. Der Angeklagte beſtritt die ihm
zur Laſt gelegten Taten und behauptet, daß er von fremden Be-
waffneten, die unter der Führung eines bei dem Aufruhr ſpäter
erſchoſſenen Deutſch ſtanden, mit Gewalt zu Schensky mitgenom-
men ſei, daß er dort aber nicht nur nicht den Zeugen Schensky und
deſſen Ehefrau geſchlagen, ſondern die Letztere ſogar in Schutz ge
nommen habe. Demgegenüber erklärt der Zeuge Schensky, daß er
die Schläge von Deutſch erhalten habe und daß auch ſeine Ehefrou
von dieſem in den Keller geſtoßen ſei. Deutſch hätte aber erſt auf
die Weiſung des Wehling hin gehandelt, der überhaupt als An-
ſtifter der ganzen Aktionen in Stedten anzuſprechen ſei. Jnsbe-
ſondere ſei er Führer des Aktionsausſchuſſes geweſen. Noch ſtärker
wird der Angeklagte von dem Zeugen Frhrn. von Röſing be-
laſtet. Dieſer bekundet, daß der Angeklagte zweimal mit Be-
waffneten in ſeine Wohnung gedrungen und Waffen gefordert
habe. W. ſei der Sprecher geweſen und habe ihn mehrmals mit

Erſchießen bedroht, ſo daß er tatſächlich geglaubt habe, bei der ge
ringſten Weigerung erſchoſſen zu werden. Als demgegenüber der
Angeklagte nach wie vor beſtreitet, der Täter geweſen zu ſein, er-
klärt der Zeuge, daß er den Angeklagten an den Augenbrauen und
dem ſtarken Barte wiedererkenne. Der Verteidiger ſtellt feſt, daß
die Angeklagten erſt jetzt nach längerer Unterſuchungshaft einen
ſtarken Bart bekommen habe; trotzdem bleibt der Zeuge bei ſeiner
Behauptung. Dem zweiten Angeklagten Karl Wehling, dem
Sohne des erſteren Angeklagten, wird zur Laſt gelegt, daß er mit
einem Gewehr auf einem Gutshofe geſehen worden ſei, auf oem
auch nach Waffen geſucht wurde. Der Angeklagte behauptet, v
mehreren Bewaffneten mitgenommen worden zu ſein, er will aber
am Eingang zum Gutshof ſtehengeblieben ſein und den Gutshof
nicht betreten haben. Zeuge Friedrich bekundet aber beſtimmt, daß
er den Angeklagten auf dem Gutshof mit der Flinte geſehen habe.
Der Anklage gegen Kraneis liegt folgender Sachverhalt zugrunde:
Kraneis iſt mit einer Armeepiſtole auf einem Auto geſehen
worden. Aus ſeinen Angaben geht hervor: Am Dienstag nachm.
(vor Oſtern) kam ein Luxusauto mit Jnſaſſen durch Stedten. Die
Jnſaſſen fragten ihm nach dem Wege nach Halle und baten ihn,
als Führer mitzukommen. Kraneis tat dies auch und kam be-
reits nach einer Stunde zurück. Zur Begründung, daß er eine
Piſtole bei ſich getragen habe, gibt er an, daß er Beſitzer dieſer
Piſtole ſei, die er zum Schutze ſeiner Perſon und ſeines Eigen-
tums ſtändig bei ſich trage. Von einer Zeugin wird behauptet,
daß im Kraneisſchen Gaſthof kommuniſtiſche Verſammlungen ſtatt-
gefunden hatten. Dem letzten Angeklagten Küttner wird zur Laſt
gelegt, daß er einmal mit einem Seitengewehr in dem Gehöft des
Jnfpektors Bautsmann geweſen ſei. Der Zeuge von Röſſing be-
hauptet außerdem, daß er auch mit dem erſten Angeklagten Niko-

r init einen
ttner auch be

bei ihm im Hauſe gewefen ſel und
Gewehr. Auf die Frage des Verteidigers, ob er
ſtimmt wiedererkenne, erklärt der Zeuge, daß er es zwar nicht be
timmt auf ſeinen Eid nehmen könne, daß aber gerade Küttner von
einem Dienſtmädchen bezeichnet worden wäre und einen Jrrtum

laus Wehli

eines Dienſtmädchens hält der Zeuge für vollſtändig aus-
geſchloſſen, da dieſe den vaetlagten kenne. Der Staatsanwalt
beantragte gegen Nikolaus ehling 12 Jz hre Zuchthaus,
10 Jahre Ehrverluſt und 450 Mk. Geldſtrafe. r den Ange-
klagten Karl Wehling beantragt er 2 Jahre Zuchthaus und 450
Mark Geldſtrafe. Für den Angeklagten Kraneis beantragt er acht
Monate Gefängnis und 300 Mk. Geldſtrafe. Gegen den Ange-
klagten Küttner wurden 4 Jahre Zuchthaus und 450 Mk. Geld
ſtrafe beantragt. Bei dem n von 12 Jahren Zuchthaus
bricht der Angeklagte Nikolaus ehling in erſchütterndes
Schluchzen aus. Der Verteidiger Dr. Löwenthal erklärte in
ſeinem Plädoyer, daß er nicht den geringſten Zweifel habe, daß
die Zeugen Schensky und v. Röſſing ihre Ausſage nach beſtem
Wiſſen gemacht haben, es müſſe aber auffallend erſcheinen, daß der
Angeklagte Nikolaus Wehling trotzdem noch immer behauptet, nicht
der Täter geweſen zu ſein. Dieſes Leugnen ſei deshalb bemerkens-
wert, weil der Angeklagte, der bereits 50 Jahre alt ſei, in ſeinem
bisherigen Leben völlig unbeſcholten geweſen ſei und noch keine
Strafe erlitten habe. Er ſei deshalb nicht ſo zu werten, wie ein
vorbeſtrafter Angeklagter und das Gericht ſei hier vor ein pſy
chologiſches Rätſel geſtellt. Des weiteren geht der Verteidiger
auf die Einzelheiten der Zeugenausſagen ein und greift ver
ſchiedene Punkte aus der Ausſage des Zeugen v. Röſſing heraus
aus denen hervorgehe, daß dieſer Zeuge etwas zu beſtimmte Aus-
ſagen gemacht habe. Die Möglichkeit ſei nicht ausgeſchloſſen, daß
hier ein Jrrtum vorliege und daß Zeuge v. Röſſing einen anderen
mit der Perſon des Angeklagten verwechſele. Solche Jrrtümer von
Zeugen kämen häufig vor und erklärten ſich ohne weiteres aus der
Aufregung, in der der Zeuge ſeine Beobachtungen gemacht habe.
Für den Fall, daß das Gericht den An ar als überführt er
achten ſollte, führt der Verteidiger aus, daß eine Strafe von
12 Jahren Zuchthaus in r keinem Verhältnis zur Straftat
ſtände. Dieſe ſei letzten Endes kein gemeines Verbrechen, ſondern
eine Handlung, die in dem herrſchenden Aufruhr begründet ſei.
Der Angeklagte hätte ſich von politiſchen, nicht aber von ver-vrecheriſſen Zielen leiten laſſen. Eine Strafe von 12 Jahren
Zuchthaus, die ſchlimmer ſei als eine Todesſtrafe, würde im all
gemeinen für die ſchlimmſten Verbrecher und Totſchläger in An
wendung gebracht, der Angeklagte könne aber unmöglich eineſolche Strafe bekommen, durg die er Zeit ſeines Lebens vernichtet

wäre. Für die übrigen Angeklagten macht der Verteidiger Mil-
derungsgründe geltend, insbeſondere, daß es ſich um völlig unbe
ſtrafte Leute handelte, die keine beſondere Aktion vorgenommen
hätten. Der re Kraneis könne überhaupt nur beſtraft
werden, weil er einen Revolver getragen habe und hierfür ſei eine
Geldſtrafe ausreichend. Nach nochmaligen Ausführungen des
Staatsanwalts plädiert der Verteidiger nochmals, worauf der
ebenfalls anweſende Rechtsanwalt Theodor Liebknecht das Wort
zu kurzen Ausführungen ergriff und ſich ebenfalls dagegen ver
wahrte, daß die Angeklagten als gemeine Verbrecher behandelt
würden. Hierbei kam es zu einem Zuſammenſtoß mit der Staats-
anwaltſchaft. Nach längerer Beratung verkündete das Gericht
folgendes Urteil: Der Angeklagte Nikolaus r wird zu acht
Jahren Zuchthaus, 10 Jahren Ehrverluſt und 450 Mark Geldſtrafe
verurteilt; der Angeklagte Karl Wehling zu 1 Jahr 3 Mo
naten Zuchthaus und 450 Mark Geldſtrafe; der Angeklagte Kra-
neis nur wegen Waffentragens zur Mindeſtſtrafe von 3 Monaten
Gefängnis und 300 Mk. Geldſtrafe und der Angeklagte Küttner
zu 2 Jahren Zuchthaus und 450 Mk. Geldſtrafe. Sämtlichen An
geklagten wurden je 1 Monat und 4 Wochen der Unterſuchungs-
haft angerechnet.
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Grosse Posten

------W en„Staunend villige Kinder-Stiete
Vorrat! Donnerstag, d. 9. Juni.

Ankg. 7!/., d. Uhr
Palhalia- Theater.

m Nom eng ſesss on vſeses Angebor ontre hen T S KainTäglich Gastspiel
Gustav Zertram mit seiner Possen-

gesellschaft.

Marga Peter a. G.
Braun nnd schwarze Grege 29*
Leder-Stietel verschiedene Lederarten 2022

mit winzigen Fehlern

Ei hischesGedichtSciwarz und braun arese 3 o Grdße 36 Grdbe 39 en Wege
23/24 2526 Freitag:

Madame Butterſly.

c r cone

Schwarze u, braune Rindleder-Sandalien, beste Qualität. Graue und braune Segeltuch-Turnschuhe mit Ledersohle.„Der Affenbaron.“
Riesiger Heiterkeitserkfolg.

Angenehmer kühler Aufenthalt.
Kassenöffnung 6 Uhr. Beginn 7 Uhr.

7 T e 82 We e

aus Roſand, Steinweg 19. Seiler-

Bürstenwaren

papst, Kaiser

Sozialdemokratie
in ihren Friedensbemühungen

im Sommer 1917.

Philipp Scheidemann.
Preis 5.00 Mark.

Buchhandlung Volksstimme.
Grosse Ulrichstrasse 27.

Bob, Seohmeisser

Halle a. S., Gr. Märkerstr., 5
empfiehlt

Unter- u. Oberleder
für die Schuhmacherei sowie sämtl. Schuh-
macher-Bedarfsartikel zu billigsten Preisen.

Schunh

W anzen Brrart
vertilgtrestlos nur Kammerjäger Berg's Nicodaal.
Erfolg verblüftend. Kinderl. anruw. Dankschreib

von überall.
Beste Zeit zur Brutvernichtung.
Erhältlich in allen Drogerien und Apotheken und bei:

Karl Kuhnt. Gr. Ulrichstraße 51
ponst portokrei bei Hermann G. Grocesel, Berlin-

Königgrätzerstreße 49.
DTT

Für Wiederverkäufer
m Lederpantoffeln

(sächsisches Fabrikat)
liefert aus bestem Materiel in durohgenäht und holz-
genagelt, mit und ohne Futter, sowie gepolstert zu

billigsten Preisen.
St es Lager in Lederhaus und Spangenschuhen,

üschpantoffeln und Dachdeckerschuhen.

leder-Pantoffel-Versandhaus
Steinweg 24 HALLE a. S. Steinweg 24.

Matratzen
5 teilig,

und
Oel-Wachs Schuhputa

ist beste friedensquoalitet
Man veriange Oosen mit eingeleqrem Zettel der

Foi e Jene

behrweſster-ſdnn Meanſune

bütere
NutzbringendeHühnerzucht Carl Kasemann

von Paul Hohmann.,
Handbuch

der Bienen zucht
von J. Weigert.

Nutzbringende
Kaninchenzucht l Fabrik für alle Blecharbeiten.

von J. Schneider.
Pferdezucht

von Dr. A. Carl.
Preis pro Nr. 1.20 Mk.

J In grober AHuswoehl in der
Buchhandlung

Anzüge, Gardinen
Kleiderſtoffe, Bettbezüge

Handtücher, Hemden

Sper.: Wäscheleinen

äußerst billig empfiehlt

Richard Kahl,
Merseburg, Neumarkt 10.

Damen- Beinkleider
Schürzen.

Dauerhafte
blieftacchen

in prim Leder
Alte Promenade 35, I.

Grudeöfen
in allen Größen und Aus-
ſührungen wieder lieferbar

Auguſt Domke,

un
allen Preislagen

sehr preiswert.
H. Krasemann
Lederwaren-Spezial-

GeschäftHalle a. S, Taubenſtr. 9. nur Schmeerstr. 19.

Pferdehaltung.

gewissenh. persönl. Ausführung.
Billigste Preisberechnung.

Hermann Koch, UVUhrmacher,

Volksstimme

Von on oſgfoparaſron

Gelegenheitskäufe inPfännerdöhbe 1, hre u. Gold biiiget

zu haben.

Ein Posten 195
mit Keilkissen

Schmuckſach.

ſolid Ausführ. zu normalen
Preiſen i. Lerner,

Uhren Reparatur Werkſtatt
Große Steinſtraße 85.
(gegenüber Barfüßerſtraße'.

Prima Gebirgsmäntel 75. MK.übernimmt bei Extra Prima Schläuche 17. bis 22. MK.

Versand nach auswärts unter Nachnahme.

Füllung: la. Alpengras
Bezug: Reine Ware, kräftige Qualität
Denkbar beste Verarbeitung.

BrummeraBenjamin
Gr. Ulrichstr. 22- 24,

WOSD We

Auktion.
Am 9. 6. vorm. 9 Uhr

werden auf
Empfangsſchuppen

die herrenloen Güte
öffentlich meiſtbietend gegen
Barzahlung verſteigert.

2 Ballen Rohkattee

Stellen finden.

Feitungsausträger(in)
und Einzelverkäufer

für Merſeburg ſofort geſucht.

dem hieſigen

11 Uhr

Staatsb.
Oüterabfertigung. l ſtraße 22.

Halt Radfahrer
nesaturen Wan Uhren Billige Gummiwoche.

Verkaufe vom S. 6. bis einschliesslich 14. 6. 19204

zowie Prima Mäntel 45. bis 65. MK.

Gummikeller, Streiberstr. 14

Zu melden bei Ernst Schlotte, Merſeburg, Fiſcher
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Halle, Mittwoch, 8. Juni 1921. Beilage zur Volksſtimme.
Purtel-Angelegenhelten.

Diſtrikt 8 und 8a. Heute abend 8 Uhr findet in der
Bernhardyhalle eine ſehr wichtige Diſtriktsverſammlung
ſtatt. Wegen der Wichtigkeit dieſer Sitzung iſt es Pflicht
aller Genoſſen, pünktlich zu erſcheinen. Der Diſtriksführer.

Halliſcher Gewerkſchafts- und Vereinskalender.
Deutſcher Holzarbeiter-Verband.

tung Modelltiſchler? Donners nachmittag 4 Uhr Ver-
en ung Martinsberg 6. Endgültige

tro

tellungnahme zu unſerer
forderung. Die Genehmigung des Hauptvorſtandes iſt einge-

fen. Das Erſcheinen aller Kollegen iſt dringend notwendig.
Achtung Fahrzeug-Tiſchler und Stellmacher! Donnerstag

abend 7 Uhr Sektionsverſammlung Martinsberg 6. Tages-
ordnung wird in der Verſammlung bekanntgegeben.

Eiſenbahner! Am heutigen Mittwoch, abends 87 Uhr,
findet im „Hofjäger“, Lindenſtraße, die Generalver-
ſammlung des Eiſenbahnvereins ſtatt. Auf der
Tagesordnung ſtehen Punkte von großer Wichtigkeit zur Be
ratung. Es iſt deshalb Pflicht jedes Eiſenbahners, der Mit-
gred im Eiſenbahnverein iſt, in der Verſammlung zu er-
ſcheinen. Die neue Mitgliedskarte (gelbe Farbe) iſt unbe-
dingt mitzubringen. Wer noch nicht im Beſitze derſelben iſt,
hole ſie rechtzeitig bei ſeinem Vertrauensmann.

Deutſcher Eiſenbahner-Verband. Donnerstag, den 9. Juni,
abends 7 übte im „Volkspark“ itzung. Alles
erſcheinen. Sonnabend, den 11. Juni, abends 7 Uhr im Volks
park“ Mitglieder ver ſammlung Kollege Breunig vom
ren iſt anweſend. Jeder muß für dieſe Verſammlung
t eren und ſelbſt erſcheinen. Betriebsräte: Zeitung und

rkblätter ſind erſchienen und können gegen Ausweis im Büro,Dranderſtraße 10 eholt werden. Junttionare wollen Agi-

tationsbroſchüren abholen. Die Ortsverwaltung.

Hulle-Ggullreis.
Halle, 8. Juni 1921.

An die Retallarbeiter!
Die Metallarbeiter des Bezirks Halle gegen die ihres Poſtens

enthobene Weyerſche Ortsverwaltung.
Am 5*. u. 6. Juni tagte in Deſſau eine Bezirkskonfe-

renz des Deutſchen Metallarbeiter- Verbandes ſür den Be-
zirk Halle, welche ſich mit der wirtſchaftlichen Lage, den Vor
gängen in der Verwaltung Halle und dem kommenden
n kag beſchäftigte. Aus 46 von 47 zum Bezirk Halle
gehörigen VPerwaltungsſtellen waren 71 immberech-
tige Delegierte erſchienen, außerdem vom Vor-
ſtand der Kollege Brandes ſowie die Bezirksleitung und
die Mitglieder der engeren und erweiterten Bezirkskommiſ-
ſion, zuſammen 81 Kolkegen. Zu den Vorgängen in Halle
wurde nach einem einleitenden Referat Rößler und 815 ſtün-
diger Debatte folgende Entſchließung mit 64 gegen 7 Stim-
men angenommen

Entſchließung:
Die am 5. und 6. Juni 1921 im Tivoli zu Deſſau

tagende Bezirks konferenz des Deutſchen Metall-
arbeiter-Verbandes, Bezirk Halle nimmt Stellung zu
den Vorgängen in der Ortsverwaltung Halle.

Die Konferenz billigt die Amtsenthebung der Orts-
verwaltung, ſowie die bisher getroffenen Maßnahmen des
Vorſtandes in allen Teilen. Der Vorſtand hatte die
Pflicht, ſich derartigen Zerſetzungsarbeiten energiſch ent-
egenzuſtellen. Die ihres Poſtens enthobene Ortsverwal-
ung hat durch die Errichtung eines ſelbſtändigen Büros

und die Fortführung von Verbandsgeſchäften mit eigens
hergeſtellten Beitragsmarken und Mitgliedsbüchern eine
Sonderorganiſation geſchaffen, die Mitglieder der Orts-
verwaltung haben ſich dadurch ſelbſt außerhalb des Deut
ſchen Metallarbeiter- Verbandes geſtellt, ſo daß das vor
her beantragte Ausſchlußverfahren durch die Ereigniſſe

Da die Konferenz in dem Vorgehen der ihres Poſtens
enthobenen Ortsverwaltung das ſchwerſte Verbrechen an
der W und der Arbeiterſchaft erblickt, wird der
Vorſtand erſucht, die in Bertracht kommenden Verantwort-
lichen für nicht-wieder-aufnahmefähig zu erklären.

Die Handlungsweiſe von Weyer und ſeinen Helfers-
helfern wurde auch von den 7 dagegen ſtimmenden Kolle-
gen verurteilt, nur glaubten ſie dagegen ſtimmen zu müſſen,
um dem im September ſtattfindenden Verbandstag nicht
vorzugreifen.

Um von vornherein dem Gerede zu begegnen, als ſeien
auf der Konferenz nur geweſen, ſei mitgeteilt, daß
ſich recht wenig darunter befunden haben. Die Delegierten

mußten laut Statut in Mitgliederverſammlungen gewählt
werden. „Die Zahl der Delegierten richtet ſich nach der
Stärke der Mitgliedſchaft und beträgt bei einer Mitglieder-
zahl bis 1000 einen, bis 3000 zwei, jedoch nicht mehr wie
drei.“ Wäre die Abſtimmung, wie das Statut dies bei wich-

tigen Abſtimmungen vorſieht, nicht nach der Kopfzahl der
Delegierten. ſondern nach der Zahl der von denſelben ver-
tretenen Mitglieder vorgenommen ſo hätte ſich ergeben,
daß von den 86 000 Mitgliedern im Bezirch durch die 7 kommu-
niſtiſchen Kollegen kaum 6000 vertreten wurden. Die
Kollegen können daraus erſehen, wie furchtbar
ſie von Weyer beſchwindelt werden, wenn er ſchreibt,
die Kollegenſchaft im Reich ſtehe hinter ihm. Auch die in
die Debatte eingreifenden kommuniſtiſchen Kolle-
gen erklärten, ihre Erkenntnis der Notwendigkeit der r rei v Organi-ſation und ihre Liebe zu derſelben, ließ ſieeinen Weyer weit von ſich weiſen. e ehe
Weyerſeifürſie kein Kommuniſt, ſondern Anarchiſt
und Syndikaliſt. Alſo einmütig rückte die Be-
zirks konferenz von Weyer und Genoſſen ab,
es ſteht heute feſt, auch der Verbands-tag wird ſo entſcheiden. Allſeitigkam aber in

Sept Kollegen das Zurückkehren Deutſchen
er

W

der Debatte der Wunſch zum Ausdruck, der Vorſtand
ſowie die Bezirksleitung möge den durch Weyer irre

etallaxbeiter- Verband eichtern. Dem
unſche ſoll Rechnung r werden.Kollegen und Kolleginnen! ger ſeht, die ihres Poſtens
obene Ortsverwaltung iſt für den Deutſchen Metall

arbeiterVerband erledigt. Wem daher die Organiſation
des D. M.-V. am Herzen liegt, wer erkannt hat, daß die
Arbeiterſchaft ihre Jntereſſen nur wahrnehmen kann in
großen einheitlichen Organiſationen und wer ſich [leine im

D. M.-V. erworbenen Rechte ſichern will, kehre denen in der
Lerchenfeldſtraße den Rücken und melde ſich unverzüglich im
Büro des Deutſchen Metallarbeiter- Verbandes Harz 42/44
wieder an. Dem Wunſche der Vezirkskonferenz nachkommend,
wird allen weitgehendſtes Entgegenkommen gezeigt.

Kollegen und Kolleginnen, in Eurem Jntereſſe liegt es,
die Einheitsfront der Metallarbeiter in Halle recht bald
wiederherſtellen. Die Zeit erſordert Kampfbereitſchaft.
Schließt die Reihen!

Halle, den 8. Juni 1921.
Die Ortsverwaltung des

Deutſchen Metallarb.Verb.
Harz 42/44.

Die Bezirksleitung des
Deutſchen Metallarb.-Verb.

Harz 12/44.
2

Der Ausſchluß der Sondergewerkſchaſtler.
Soeben erhalten wir aus Stuttgart vom Vorſtand des

Deutſchen Metallarbeiter- Verbandes die Nachricht, daß das
Ausſchlußverfahren gegen die ihres Poſtens enthobenen
Ortsverwaltungsmitglieder Weyer, Hopf, Moſe-
bach, Oertel, Hertel, Fechtel, Heinemann,
Japp, Schwenkhammer u. Vetter erledigt iſt, da
ſie ſich durch Schuffung einer Sonderorganiſation von ſelbſtaußerhalb des Leuhhen Metallarbeiter- Verbandes ge
ſtellt haben. Die durch die Schaffung der Sonderorganiſotion
eingetretene Spallung der Halliſchen Metallarbeiter wird
als ſchwerſtes Verbrechen an der Arbeiterſchaft bezeichnet
und erklärt deshalb der Vorſtand die oben Genannten für
nicht wiederaufnahmefähig. Metallarbeiter, Kollegen und
Kolleginnen! Die Bezirkskonferenz und der Vorſtand hat
gesen Weyer und Genoſſen entſchieden. Soweit Jhr denen
n der Lerchenfeldſtraße nachgelaufen ſeid, meldet Euch un
verzüglich in Eurem Jntereſſe, im Jntereſſe der e
Metallarbeiterſchaft im Büro des utſchenMetallarbeiter-Verbandes, Harz 42/44 wieder an.

Die Bezirksleitung des
Deutſchen Metallarbeiter- Verbandes

(Bezirk Halle).

„Nationaler Bergarbeiterverband“.
Am 5. Juni iſt auf einer Konfernz in Halle eine neue

Organiſation, ein „Nationaler Bergarbeiterverband“ ge-
ſchaffen worden. Ausgerechnet Halle, den Boden des
„klaſſiſchrevolutionären“ Verſuchsgebietes macht man voller
Jronie zum Mutterboden dieſer neuen, Wie die bürgerliche
Preſſe hoffnungsvoll mitteilt, „bedeutſam werdenden
Gründung für das deutſche Wirtſchaftsleben“.

Der Verband ſoll ſich über das ganze Reich erſtrecken;
aus dieſem Grunde waren 60 Betriebsgruppen aus dem
ganzen Reiche in Halle vertreten. Vom Nationalen Ar-
beiterbund referierte Reichtagsabg. Geißler und Abg. Winne-
feld von den Chriſtlichen, über die wirtſchaftliche und ge-
werkſchaftliche Lage.

Sehr ſeltſam iſt dabei, daß Winnefeld die Schaffung
dieſer „gelben Organiſation“ warm begrüßte. Der Sitz
und die Geſchäftsführung des neuen Verbandes iſt in Halle,
auch will man ein eigenes Blatt „Der deutſche Bergmann“
herausgeben.

Für Mitteldeutſchland ſoll ein beſonderer Gauverband
geſchaffen werden, dem ſich die mitteldeutſchen Bergarbeiter

anſchließen ſollen. Man gab der Hoffnung Ausdruck, daß
der Zuſtrom ein großer werde, denn man rechnet nämlich auf
kommende, heftige Kämpfe zwiſchen den freien Gewerk-
ſchaften und den Chriſtlichen und will in weiſer Vorausſicht
Vorarbeiten treffen, um dann die Abtrünnigen von beiden
Seiten aufnehmen zu können.

Daß die Notwendigkeit einer wahrhaften Gemeinſchafts-
arbeit zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern betont
wurde, iſt ſelbſtverſtändlich.

Um dieſer Bewegung auch ein geiſtiges Programm zu
eben, ſoll der Volkswirtſchaftler Geheimrat Voigt, in einer8 rift „Das Manifeſt“ die wiſſenſchaftde Begründung der neuen Organiſation als Gegenſchrift

zum kommuniſtiſchen Manifeſt von Marx ſchaffen.
Um nicht gleich von vornherein auf zu großen Wider

ſtand bei den Arbeitern zu ſtoßen, nahm man ſchließlich eine
Entſchließung an, in der ausgeſprochen wird, daß zur Zeit
ein Lohn- und Gehaltsabbau noch vermieden werden möge,
um keine Härten hervorzurufen.

Zum 1. Vorſitzenden wurde Bieſtrich, Oberröblingen
(Bez. Halle) und zum 2. Vorſitzenden Krückhans, Eſſen,
gewählt.

Jn nationalen Kreiſen ſcheint man viel ine aufeine ſchnelle und umfangreiche Sinnesänderung der Arbeiter
und Angeſtellten des mitteldeutſchen Bergbaues zu haben,
ſonſt ließe ſich ja die ganze Auſmachung nicht erklären.

Die Arbeitgeber werden ihre Freude an dieſer weiteren
Zerſpliiterung der Arbeiterkreiſe haben und werden alles
tun, die neue Frucht zur Reife zu bringen. Man ſoll die
Erwartung aber nicht überſpannen. Mag ein winziger
Bruchteil den Weg zurückfinden, ſie werden bald genug bitter
enttäuſcht erkennen, daß weder die Harmonie mit den Herren-
menſchen, noch die vielverſprechende und nichts halten
könnende Phraſe der weltfremden Ueberradikalen den Wohl-
ſtand der Arbeiter und Angeſtellten verbeſſern kann.

Es wird ſich bald genug herausſtellen, daß der Verband
der Bergarbeiter Deutſchlands die beſte Jntereſſenvertretung
der Bergarbeiter iſt und bleiben wird.

Dieſe Neugründung aber iſt ein neuer Beweis dafür,
wie man in Kreiſen, in denn gute Menſchenkenntniſſe einen
Beſtandteil wirtſchaftspolitiſcher Wertung bilden aus-
gearteten Radikalismus einſchätzt und ausnutzt; zum
Schaden der Arbeiter natürlich.

Mögen die Bergarbeiter dafür ſorgen, daß die gelben
Bäume nicht in den Himmel wachſen.

Sondergericht,

Geſtern wurde gegen die beiden, noch jungen Angeklagten
Tempelhof und Loren z verhandelt, Die ſich beide vom
hieſigen Gertraudenfriedhofe aus zu der Armee des
Max Hölz begaben und mit ihr zogen. Temrelhof hat die üb-
lichen Funktionen verrichtet, die unter die Subſummierung des
Anſchluſſes an bewaffnete Haufen fallen, während Lorenz als eine
Abart von Jnſpizient der Roten Armee bei Hölz fungierte.
Dieſer Angetlagte iſt überhaupt eine konſtruktive Perſön-
lichkeit. Er war 124 Jahre bei der Reichswehr, hat ſich ſchon früh
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die kommuniſtiſchen Führer darauf kontrollieren
wollte, ob ſie die Maſſen nun wieder im Stiche ließen. Ein
etwas ſonderbarer Größenwahn, noch geſteigert durch die
Tatſache, daß Lorenz nicht auf das Programm der V. K. P. D.
ſchwört, aber erklärlich, da der Angeklagte ſchon vielen Krank-
heits- und Ohnmachtsanfällen unterworfen war, die
eine tieſe Erſchütterung ſeiner Nerven nach ſich zogen.

Wieder einmal haben kommuniſtiſche Mitverhaftete
unter dem Drucke der Schupo Belaſtungsausſagen gegen
die Angeklagten abgelegt, eine Tatſache, die den Herrn Vorſitzen
den des Gerichts offenkundig recht unangenehm berührt und
dem Herrn Staatsanwalt genügt, gegen Lorenz 3 Jahre Ge-
fängnis, gegen Tempelhof 1 Jahr 6 Monate Hefäng-
nis zu beantragen.

Nach warmen Plädoyers der Rechtsanwälte Müller und
Hegewiſch verurteilt das Gericht Lorenz zu 2 Jahren Ge-
fängnis, Tempelhof zu 9 Monaten Gefängnis. Ein
Monat Unterſuchungshaft wird beiden Angeklagten als verbüßt
angerechnet.

Der r zum Hochverrat wird der Angeklagte Franz
Barth aus Dölau bezichtigt, der Mitglied der VKPD. iſt. Als
er in einer Nacht während des Aufruhrs die von Kommuniſten be-
wohnten Häuſer angekreidet fand, floh er, zumal da er glaubte,
daß ihm Zeitfrei willige 77 der Spur ſeien, nach Teutſchen
thal, wo er ſich der Hölzgarde anſchloß, aber keine Waffe hatte
und keine Gewalttätigkeiten verübte.

Ein Schupo-Oberwachtmeiſter, der vor dem Putſche
mit dem Angeklagten längere Zeit dienſtlich in Berührung kam,
ſagt außerordentlich zug unſten des Barth aus. Er kenne dieſen
als fleißigen, ehrlichen Menſchen und ſei auch den politiſchen
Anſchauungen des Angeklagten gemäß, mit dem er ſich des Oefteren
über Tagesfragen auseinandergeſetzt habe ſehr erſtaunt, ihn inden n der Rotgardiſten wiederzufinden. Barth könne ſich
um mindeſten pf h nur unter Zwangsvorſtellungen ſolchen
Exzeſſen apgeſcla en n.

rotz dieſer Ausſage beantragt der Staats anwalt we
gen „vorliegenden“ Verſtoßes gegen 88 125 und 127 1 Jahr
e

das richt verurte arth zu 1 Jahr Gefängnis,Unterſuchungshaft werden ihm auf die Strafe ange

Daß die Staatsanwälte gegen die pſychologiſchen Motive zur
politiſchen Straftat immer noch ſo blind wie nötig
die vom Reichstag auf Antrag unſerer Fraktion angenommeneReſolution war, die Sonder erichtsurtei e unter
e Lfen, etswtgket der egnadigung nachzu-
prüfen.

Zur Abwehr des Obſtwuchers erinnern die vom Reichswirt-
ſchaftsminiſterium herausgegebenen Mitteilungen für Preis-
prüfungsſtellen“ an die Strafvorſchriften der Preistreibereiver-
ordnung vom 8. Mai 1918, die geeignete Mittel bieten, um Preis-
treibereien entgegenzuwirken. Es iſt davon auszugehen, daß es
unſtatthaft iſt, die Geſtehungskoſten einſchließlich der Einſtands-
preiſe für eine Ware ins Ungemeſſene zu ſteigern. Ein Obſt
pächter, der für die Ueberlaſſung der Obſtnutzung übermäßig hohe
Preiſe bewilligt oder ſonſt Aufwendungen macht, die nicht unbe-
dingt erforderlich oder die unangemeſſen hoch ſind, handelt un-
wirtſchaftlich. Derartige Aufwendungen ſind und
dürfen in den Berechnungen des angemeſſenen Verkaufspreiſes
nicht berückſichtigt werden. Das Verhalten des Obſtpächters, der
übermäßige Preiſe anlegt, wird aber in der Regel auch als un-
lautere Machenſchaft im Sinne des S 1 Nr. 4 der Preis-
treibereiverordnung zu bewerten Dieſer Tatbeſtand iſt er
füllt, wenn ein Händler lediglich in Verfolgung eigennütziger
privat wirtſchaftlicher Jntereſſen Ware um jeden Preis an ſich zu
raffen ſucht, ohne die gemeinwirtſchaftlichen Jntereſſen zu berück-
ichtigen, insbeſondere, ob die Verbraucher zu erſchwinglichen Prei-
en Obſt erhalten.

Jm Zeichen des Vollbieres. Der Arbeiter-Abſtinentenverein
verbreitet folgenden Aufruf: Wohin wir immer blicken, ringsum
ſtehen die Feinde des Proletariats. Das zeigt die Angriffsluſt
der Mansfelder Bergherren, der Leunagewaltigen und ſchließlich
der mitteldeutſchen Bauunternehmer. Aus dieſem umkammernden
Ring von Feinden muß ſich die Arbeiterſchaft ſelbſt befreien. Sie
muß ſich ſcharen um die Banner der revolutionären Proletarier-
organiſationen. Unter dieſen marſchiert mit im Vordertreffen
der Deutſche Arbeiter-Abſtinenten-Bund, der den Kampf führt
gegen die Trinkunſitte innerhalb der Arbeiterſchaft, hauptſächlich
aber gegen das Alkoholkapital. Jn dieſen Tagen hat ja das Brau-
kapital wieder einen billigen Sieg, natürlich auf Koſten der All-
gemeinheit, feiern können: es darf wieder „Friedensbier“ brauen.
Der Engelhardt-Konzern konnte ſich eine mit teutſchen Farben
geſchmückte Wagendekoration leiſten, die wie Hohn auf das Ge
ſchrei: Kinder in Not! wirkt. Genoſſen, beſinnt euch! Bedenkt,
daß der Alkohol auch das ſo „harmloſe“ Bier, die Kampffähigkeit
der Arbeiterklaſſe ſchädigt, indem er Denken und Fühlen betäubt
und ſo die revolutionäre Tatkraft lähmt. Darum, Genoſſen,
meidet den Alkohol! Und wer von der Schädlichkeit und Ueber-
flüſſigkeit des Alkohols überzeugt iſt, ſchließe ſich dem Arbeiter-
Abſtinenten-Bunde an. Folgende Reſolution wurde am 2. Januar
1921 von der Generalverſammlung des DAAV. angenommen:
„Der DAAB. ſammelt alle Alkoholenthaltſamen, die auf demBoden der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung ſtehen, um die Bekämp-
fung des Alkoholgenuſſes und der Trinkſitten innerhalb der Ar-
beiterſchaft zu fördern. Durch dieſes Ziel unterſcheidet er ſich von
den bürgerlichen Abſtinenzorganiſationen, die durch einſeitige Be
trachtung der Alkoholfrage und ihr Vereinsleben die ihnen ange-
hörenden Arbeiter nur von der politiſchen und gewerkſchaftlichen
Bewegung ablenken. Die Generalverſammlung richtet daher an
alle abſtinenten Sozialiſten den Appell, jenen Organiſationen den
Rücken zu kehren und ſich der proletariſchen Abſtinenzbewegung
anzuſchließen. Der DAAV. wahrt allen ſozialiſtiſchen Parteien
die ſtrengſte Neutralität. Für ihn kann nur deren Stellungnahme
zur Alkoholfrage Gegenſtand der Kritik ſein.“ Jn Halle iſt die
bei Kriegsausbruch weggefegte Ortsgruppe wieder zu neuem Leben
erwacht. Mitkämpfer und Jntereſſenten bekommen Auskunft bei
den Genoſſen Thamm, Zinksgartenſtr. 15, Morgner, Triftſtr. 20:
in Merſeburg bei Reiche, Neumarkt 63 I.

Die Elektrotechniſche Jnduſtrie iſt in Halle und Umgegend
(beſonders Bitterfeld, Leung, Geiſeltal) in den letzten 10 Jahren

ſo ſtark gewachſen und die Zahl der beruflich in der Elektrotechnik
Beſchäftigten hat ſo erheblich zugenommen, daß von den beteiligten
Kreiſen mit Recht ſchon ſeit langem ein Zuſammenfſchluß der
Elektrotechniker gefordert wird. Schon 1914 war alles dazu vor

reitet. die Ausführung wurde aber durch den Krieg verhindert.
Die Elektrotechniker des ganzen Reiches ſind im „Verband Deut-

ſcher Elektrotechniker“ zuſammengefaßt, der vor einigen Tagen
ſeine von über 1400 Teilnehmern beſuchte Jabresverſammlung in
Eſſen abgehalten hat. Die Mitglieder dieſes Verbandes, die im

hieſigen Bezirk wohnen, und in den Bezirksvereinen Leivpzig,
Magdeburg, Berlin und anderen zerſplittert ſind, ſollen nun in
einer „Elektrotech niſchen Geſellſchaft HSalle“ ver-
einigt werden. Die Gründungsverſammlung finder am Sonn-
abend, den 11. d. Mts., abends 8 Uhr im Hörſaal für angewandte
Phyſitk im Phyfſikaliſchen Jnſtitut der Univerſität Halle ſtatt. Ent-

von Herrn Oberingenieur

ſprechend dem Hauptzweck der Geſellſchaft, ihren Mitgliedern
wiſſenſchaftliche und praktiſche Anregung zu geben, iſt bereits für
die Gründungsverſammlung ein Vortrag vorgeſehen, und zwar

Schrottke- Berlin über „Ueber-
rer ſchs und kommuniſtiſcher Literatur be ſpannung und Ueberſpannungsſchutz“. Anfragen über die „Elektro-r hat und die in ſeinem Gehirn Ge techniſche Geſellſchaft ſind zunächſt an Dipl.Jng. Volbard. Halle,

ſpinſte von Jdealkommunismus ohne iegliche voſitive Einſtellung Kirchtor 8, Tel. 2995, zu richten.

hinterließen. Jmkerkurſus im Zoologiſchen Garten. Vom 13. bis 15. d. M.,So iſt es auch nur zu erklären, daß der Angektlagte angibt, Montag Dienstag und Mittwoch der kommenden Woche, findet im
nux desbalb Teilnehmer des Putſches geweſen zu ſein, weil er Zoo ein Bienenlehrkurſus ſtatt, der pon der Eiſenbaknimkervereini

rer er



unter Leitung des dedannten Jmkers Herrn Pfeifer, Ladenaße 40 veranſtaltet wird. Jn dem im vorigen Jahre neu
erbauten Bienenhaus am Alpinumwege werden den Bienenhaltern
und ſolchen, die es werden wollen, die verſchiedenſten Beuten vor

t werden, ſie werden in die Praxis des Bienenhalters an
etzten Stöcken genau eingeführt werden. Jedermann, der ſich

Bienen halten oder ſeine Kenntniſſe erweitern will, kann ſich bei
Herrn Pfeifer oder bei der Direktion des Zoologiſchen Gartens zu
dem Kurſus anmelen.

Geſaßte Einbrecher. Jn der verfloſſenen Nacht gegen 83 Uhr
wurde in einem großen Geſchäftshauſe der unteren Großen Stein-
ſtraße von zwei Männern, die einen Einbruch dort verüben woll-
ten, eine große Schaufenſterſcheibe eingeſchlagen. Sie wurden jedoch
von zwei Wächtern der Halleſchen Wach- und Schließgeſellſchaft
überraſcht, feſtgenommen und der Polizei übergeben.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 75 Uhr gelangt dieromantiſche Oper „Undine“ von Albert Lortzing zur Aufführung.
Donnerstag wird das mythiſche Gedicht „Kain“ von Anton Wild-

s zum erſten Male wiederholt. Freitag „Madame Butterfly“,
nabend „Ariadne auf Raxos“, Sonntag nachmittag 3 Uhr

h „Als ich noch im Flügelkleide“, Sonntag abend
754 Uhr zum Beſten der Kinderhilfe „Tiefland“.

e Volksbühne Halle. „Kabale und Liebe“. Anfang
75 Uhr. Spieltage: B. Mittwoch, den 8., C. Freitag. den 10.,
D: Montag, den 13., E: Donnerstag, den 16. Juni.

Kapellmeiſter Benno Plätz wird im Anſchluß an die zahl-
reichen Aufforderungen aus dem großen Publikum einer Ein-
ladung der Direktion des Soolbades Wittekind Folge leiſten
und daſelbſt am Freitasg, den 10. Juni, das erſte von ſechs
Extrakonzerten leiten. Der ausgezeichnete Dirigent hat dafür
eine wertvolle, aber doch den Verhältniſſen des Konzertgartens
angepaßte Vortragsfolge gewählt. Sie enthält u. a. Volkmanns
Sinfonie Nr. 1 B-Dur, Dvoraks Slaviſche Tänze Nr. 1 und 3,
Glinkas „Ruslan und Ludmila“-Oupertüre ſowie Rubinſteins
„Valſe caprice“.
Die Amazone. U. T. -Lichtſpiele. Eva May entwickelt
ſich immer mehr zu einer virtuoſen Filmkünſtlerin, die gleich ihrer
Mutter (Mia May) langſam den Weg vom Luſtſpiel zum Drama
geht und hier an heroiſchem Geſchehen re darſtelleriſche Vollen-
dung erfährt. Das zeigte der Film „Die Amazone“ mit beredter
Deutlichkeit. Uebrigens eine gute Jdee, dieſes Stück. Nur ſollte
man zu einem dramatiſchem Effekt nicht immer zwei Duellanten
brauchen, von denen der eine ſicherlich ſchon im voraus einen
lebenslänglichen oder gar jenſeitigen Knar weg hat. Das iſt
Kafinodramatik. Für die wir höflichſt danken. Denn durch ſolche
„Höhepunkte“ wird der idylliſchſte und tiefſte Film verſchandelt.
Rudolf Forſter gibt einen intereſſanten Römer, der über das Bon-
vivantsmilieu des im hinausgeht. Das Luſtſpiel „Die Tee-
puppe“ mit Vally Vera iſt ein nettes Kabinettſtückchen. Hr.

Unterbezirkskonferenz Halle-6galkreis.
Eine ſehr wichtige Konferenz des Unterbezirkes tagte am ver-

gangenen Sonntag im Wilsdorfſchen Saale zu Halle. Die Tagung
war ganz beſonders von den auswärtigen Genoſſen ſehr gut beſucht.
die damit den Hallenſern ein gutes Beiſpiel gaben, wie man jetzt
in unſerer Organiſation zu arbeiten hat. Mit den Ausführungen,
die der Genoſſe K. Garbe über den Ausbau der Organiſation und
die planmäßige Verbreitung unſerer Preſſe machte, erklärte ſich
die Verſammlung einmütig einverſtanden

An der ſehr anregenden Debatte beteiligten ſich die GenoſſenMüller-Ammendorf, Huſacek- Gröbers, gervord Are
krena, Spiller-Könnern, Kerſten-Döblitz, LinkeRothen-
burg, Schul zeNaundorf, a 7 die halliſchen Genoſſen Schu-
bert, Herzig, Täumel, Vogel, Fiſcher und Flücht.

Die Konferenz klang ſehr gut aus und es iſt beſtimmt zu er
warten, daß die Genoſſen und Genoſſinnen den vom Referenten
gegebenen Richtlinin folgend, unſere Organiſation in jeder Be-
ziehung vorantreiben werden. Nun ans Werk, Genoſſen! Spannt
alle Kräfte an!

Rietleben. Schon wieder einmal verkauft. erGaſthof zur Sonne iſt ſchon wieder einmal verkauft rer der

zwei Jahren verkaufte der langjährige Beſitzer A. May das Beſitz
tum zum erſtenmal für zirka 100 000 Mark. Heute koſtet der Gaſt-

über 200 000 Mark. Während dieſer Zeit ſind keine größeren
rneuerungen an den Gebäuden vorgenommen worden. Die Ar-

u bald merken, wer ſich hier „geſund“ gemacht hat.

Provin; und Umgegenn

Die Kreistagswahlen im Mansfelder Seekreis
rütken immer näher! Am Sonntag, den 12. Juni, fällt die
Entſcheidung darüber, ob eine ſozialdemokratiſche oder eine
bürgerliche Mehrheit herrſchen ſoll.
Die Bürgerlichen ſchwelgen ſchon im Vor-

gefühl des Sieges!
t dieſen Freudenrauſch zunichte!
e der Sozial demokratiſchen Partei

(S. P. D.)
trägt folgende Namen:

1. Otto Scholz, Bergmann und Kriegsbeſchädigter,

M a
Die Li

Helbra.
2. Richard rader, Eiſenbahner, Helfta.
3. Bernhard Zober, Bergmann, Gerbſtedt.
4. Friedrich BVornſchein, Verwaltungs-Sekretär, Helfta.
5. Ernſt Lange, Bergarbeiter-Angeſtellter, Helbra.
6. Adolf Meſſerſchmidt, Eiſenbahngehilfe, Belleben.
7. Auguſt Thieme, Schleifer und Stadtverordneten-

Vorſteher, Alsleben.
8. Otto Schmelzer, Bergarbeiter, Cloſchwitz.
9. Ernſt Ehricht, Heizer, Wimmelburg.
10. Anna Verg, Ehefrau, Wansleben.
11. Hermann Ziert, Bergarbeiter, Augsdorf.
12. Ludwig Seelig, Landwirt, Biſchofsrode.
13. Auguſt Krämer, Grubenwächter, Wansleben.
14. Karl Reuter, Schmied, Helfta.
15. r Markus, Bergmann, Gerbſtedt.
16. Otto Brückner, Materialienverwalter, Helbra.
17. Karl Mehne, Telegraphen-Vorarbeiter, Helfta.
18. Richard Schulze, Tiſchler, Helbra.
19. Wilhelm Böckel, Eiſenbahner, BVelleben.
20. Auguſt Hecklau, Bergarbeiter, Stedten.
21. Zu Goletz, Maurer, Helfta.
22. edrich Kellner, Aufſeher, Helbra.

sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgsfkreis.
Eisleben. Die nächſte Stadtverordnetenſitzung

am Montag, den 13. Juni ſtatt. Die Tagesordnung kommt

Demokraten auf vereinigter bürgerlicher Liſte zum Kretistag.An der Spitze Herr Wendenburg-Seeburg. Als dritter ein Ge
ſchirrführer aus Seeburg. Jeſſes, wird das ein Gaudi, wenn
ſchließlich der Kutſcher ſeinen Herrn zum Kreistag ſährt! Der eine
Abgeordnete in der Kutſche, der andere als Lenker ſtolzer Roſſe
ſeines Herrn und als „Lenter“ der Geſchicke des Kreiſes! Und in
dieſem Wurſtkeſſel mitten drin die Demokraten! So muß es kom-
men! Arbeiter, gebt dieſen Herren die rechte Antwort! Nur ein
Sieg der Sozialdemokratie bietet Gewähr für ein Verankern der
Demokratie und ein Vorwärtsſchreiten zum Sozialismus.

Gerbſtedt. Einen durchſchlagenden moraliſchen
Erfolg brachte uns die am verfloſſenen Sonntag im Goldenen
Ring abgehaltene, gut beſuchte, öffentliche Verſammlung. Trotz
der vielfach veranſtältenden Vergnügen und jetzt vorherrſchenden
Feldarbeit. Der Referent des Abends, Reichstagsabgeordneter
Genoſſe Krüger Merſeburg, bot in ſeiner glänzenden Redner-
gabe ein W gut aufgebautes und dennoch im allge-
meinverſtändlichen Sinn gehaltenes Referat. Vom Verſailler
Friedensvertrag ausgehend, lentte er ſeine Rede auf die republi-
taniſche Verfaſſung, um an zahlreichen Beiſpielen den Unterſchied
zwiſchen Monarchie und Republik zu demonſtrieren. Die Charak
teriſierung der einzelnen Parteien, rechts ſowohl wie links, war
beſonders intereſſant. Die Entwicklung der wirtſchaftlichen Kon
ſtellation, die Zuſammenballung des Unternehmertums, die Zer-
plitterung unter den Arbeitern, die ſich mehr und mehr bemerk-
bar machende Kampf der Kapitaliſten gegen die uns auferlegten
Verpflichtungen gegenüber der Entente, es waren Ausführungen,
die die Verbindung zwiſchen Redner und Zuhörer in andächtigerStille zum Ausdruck brachten. Der Ernſt der Lage auf innen- undaußenpolitiſchem Gebiet, der Putſch in Mittel an owie
die Kämpfe um das Beſtehen des Reichskabinetts in ſeiner jetzigen
Zuſammenfſetzung, ſie waren geeignet, allen republikaniſch geſinn-
ten deutſchen Volksgenoſſen die Not der Zeit auf wirtſchaftlichem
Gebiet mit allem Nachdruck zu ſchildern. Dem konzentrierten
Kampf des Unternehmertums müſſe die Geſchloſſenheit
der Arbeiterſchaft gegenübergeſtellt werden!Jm Schlußabſchnitt ſeiner Ausführungen beſchäftigte ſich der Red-
ner mit der bevorſtehenden Kreistagswahl im Saal-
kreiſe. Jn einem Wahlaufruf des Vereinigten Bürgerlichen
Blocks“ hätten es die Demokraten fertig gebracht, ſich emein-
ſam als Republikaner mit Monarchiſten zuſammenzufinden und
einen Aufruf unterſchrieben, der den Oberpräſidenten Hörſing inziemlich durchſichtiger Weiſe ſchmähe. Die Wahlen ten

die richtige Antwort bringen, ſie ſeien bedeutungsvoll
beſonders für die Demokratiſierung der Verwaltung.
Starker Beifall lohnte die Ausführungen. Jn der Diskuſſion wies
Genoſſe Strauß Eisleben auf die Bedeutung der Volksſtimme
hin, deren Verbreitung und Leſerzahl im ſtändigen Wachſen be-
griffen ſei. Jm Schlußwort richtete Genoſſe Krüger noch einen
ernſten Appell an die Frauen, ſich im politiſchen Leben zu be-
tätigen, ihre Gleichberechtigung zu nutzen. Den Beamten wid-
mete er wohl wie den kleinen Handwerkern und Kaufleuten be
ſondere Worte, die eine ernſte Mahnung darſtellten in dem
Sinne, daß ihnen nur die politiſche Orientierung in der Sozial
demokratiſchen Partei die republikaniſchen Erfolge verbürge. Ein
unverſtändliches Abſeitsſtehen ſei geeignet, ihre Jntereſſen ſchwer
zu ſchädigen. Auch dieſes Schlußwort erntete ſtarken Beifall. Und
nun auf, Genoſſen, zu friſch-frohem Werben für unſere Jdee. Der
Erfolg wird dann nicht ausbleiben!

Helbra. Vom Reichs arbeiterſporttag. Der 7. Be
zirk vom 2. Kreis des Arbeiter-Turn- und Svportbundes hielt am
29. Mai 1921 in Burgörner-Neudorf ſeinen Reichs-Arbeiter-Sport-
tag durch eine Bezirksturnfahrt ab. Eingeleitet wurde dieſelbe
durch einen vom MTV. Freiheit Burgörner-Neudorf am 28. Mai
gut gelungenen Begrüßungsabend. Der Feſtzug ſetzte ſich aus über
1200 Teilnehmern zuſammen. Nach einer kurzen grüßungs
anſprache durch den Bezirksvertreter, in welcher die Gründe des
Reichs-Arbeiterſporttages klargelegt wurden, wurden die all
gemeinen Feſtfreiübungen von 500 Turngenoſſen und Schülern
unter Leitung des Bezirksturnwarts John (SHelbra) ſehr gut
ausgeführt. Hierauf wurde zu den Einzelkämpfen, beſtehend aus
volkstümlichen Uebungen geſchritten und von einzelnen Turnern
ſehr gute Leiſtungen erzielt. Die Mannſchaftskämpfe erweckten
reges Jntereſſe, doch mußten einige Spiele wegen der kurzen Zeit
ausfallen. Schien es am Sonnabend, als wenn auch der Wetter-
gott uns die Feindſchaft angeſagt hätte, ſo waren die Veran-
ſtaltungen am Sonntag vom ſchönſten Wetter begünſtigt. Leider
wurden die Turngenoſſipnen vermißt, auch die Teilnehmerzahl der
Turngenoſſen konnte eine weit ſtärkere ſein, ein Zeichen, daß ſo
viele unſerer Volksgenoſſen den Wert der Leibesübungen für
unſere Volksgeſundheit noch nicht ſchätzen können. Darum rufen
wir ihnen zu, werdet Mitglieder des Arbeiter-Turn und Sport-
Bundes.

Hetiſtedt. Der große Silberdiebſtahl aufge
klärt. Der frühere Meſſingwerkarbeiter Otto Kunze aus Mol-
meck geriet, wie erinnerlich iſt, damals in den Verdacht der Täter-
ſchaft. Er wurde flüchtig, konnte jedoch in Berlin verhaftet wer-
den. Wegen des großen Wäſchediebſtahls in Burgörner wurde er
zu einer größeren Gefängnisſtrafe verurteilt, die er zurzeit in Gom-
mern verbüßt. Der Verdacht des Silberdiebſtahls hat ſich unter-
deſſen gegen ihn weiterverdichtet, ſo daß jetzt ſeine Ehefrau und
der im ſelben Hauſe wohnende Bergmann Böber wegen Ver-
dunklungsgefahr verhaftet wurden.

Kelbra. Oeffentliche Stadtverordnetenſitzung.
Freitag abend 8 Uhr fand im Sitzungszimmer des Rathauſes eine
öffentliche Sitzung unſerer ſtädtiſchen Körperſchaften ſtatt. Der
unbeſoldete Beigeordnete Gerlach tritt zurück. An ſeine Stelle wird
der Knopfmacher Friedrich Sachſe gewählt. Ferner wurde be-
ſchloſſen, die Holzbrücke an der Tilledaerſtraße mit einem Rohr-
durchlaß zu verſehen. Die Koſten betragen 1784.20 Mk. Die hie-
ſige Hebamme Frau Friederike Schade beabſichtigt ihres hohen
Alters wegen die Tätigkeit einzuſtellen und bittet um die Gewäh-
rung eines kleinen Ruhbegehaltes. Mit Rückſicht darauf, daß die
Frau Schade ihr ſchweres Berufsamt mit unermüdlicher Pflicht-
kreue und Gewiſſenhaftigheit ausgeübt hat, ging man über den
Magiſtratsantrag hinaus und bewilligte die Summe von 1500
Mark. Als weiteres Mitglied in die Schuldeputation wurde der
Stv. Bartel, und als Mitglied in den Vorſtand der gewerb
lichen Fortbildungsſchule der Stv. R. Langer gewählt. Ferner
wurden für Lehrmittelzwecke der Volksſchule 2000 Mark und der
Forbildungsſchule 1000 Mark aus ſtädtiſchen Mitetln überwieſen
Von dieſen Geldern werden den gänzlich unbemittelten Kindern
Lehrmittel unentgeltlich geliefert. Punkt 7: Vermietung der
Doppelwohnhäuſer guf der Stadtgebreide. Die
eine Hälfte war urſprünglich als Dienſtwohnung für den Bürger-
meiſter beſtimmt. zit Rückſicht auf die Wohnungsknappheit, hat
der Bürgermeiſter davon abgeſehen, die Wohnung zu benutzen.
Es iſt aus dieſem Grunde eine Verkleinerung der Wohnungen vor-
genommen worden, ſo daß es nun möglich iſt, im weſtlichen Teil
vier Familien unterzubringen. Der Mietspreis wird auf 450 Mt.

feſtgeſetzt. Aus bautechniſchen Gründen ließjährlich pro Familieſich die Verkleinerung im öſtlichen Teil nicht durchführen. Der
Mietspreis wird für Herrn Rektor Raſehorn auf 1320 Mk. feſt
geſetzt. Zuletzt wurden noch eine Anzahl Anfragen an den Magi-
ſtrat geſtellt, welche die Spielplatz- und Eiſenbahngrunderwerbs-
frage betrafen. Die Stadtverordneten Bloßfeld und Wangemann
brachten die ſchlechte Beſchaffenheit des Brunnens in der Breiten-
ſtraße zur Spräche. Auf alle geſtellten Anfragen gah Bürgermeiſter
Liebing befriedigte Auskunft. Dann wurde die Sitzung, welcher
wieder eine große Anzahl Zuhörer beiwohnten, geſchloſſen.

Merſeburg Querfurt Weißenfels --Zeitz.
Mücheln. Kommt zur Arbeiterjugend. Alle jungenLeute, Burſchen wie Mädels, welche gewillt ſind der Arbeiter

ſugend beizutreten, können ſich in unſerem Jugendheim, Gewerk
ſchaftshaus Gehüfte melden. Daſelbſt finden auch Dienstags
abends von 7—10 Uhr unſere Unterhaltungs- und Uebungsabende
ſtatt. Vor allen Dingen, Arbeitereltern, ſorgt dafür, daß unſere

914 ungenntg.

einer der nächſten Nummern zum
Eisleben. Gegen den Kirſchenwucher! Auch in

rlament iſt es zu danken, daß die Einwohner
und auch das Hartobſt der ſtädtiſchen Plan-

tagen zu lKampf gegen die verrückten Ueberbietungen bei öffentlichen Ver-
ws hat ſich als ſehe erfolgreich erwieſen.
in dieſer Nummer beweiſt, das halbe Pfund Kirſchen zu 75

t lichen reiten an! Deutſch

dieſem e nimmt unſere Stadt die Bewirtſchaftung ihrer Obſt-
gen ſelbſt in die Hand. Einem früheren Antrage unſerer

Sewen s die Kir Dieſer praktiſche

unſerer

Eisleben. Die Bürger
e Volkeparteiler

tadt vekommen, wie die heutige amtliche Bekanntmachung

die Lußt an

Kinder zu lebensfrohen und unverzagten Menſchen erzogen wer
führt ſie unſerer Jugend zu, helft uns. Auch ſei allen Jugend

e Zeitung die „Arbeiterjugend“ empfohlen, ſie ſt

Bitterfeld Velitzſch Wittenvderg.
Kemberg (Bez. Halle). Von ver ſtädtiſchen

Sparkaſſe. Bei der Stadtſparkaſſe gingen im Mai
177 983 Mk. (1920: 215 278 Mk.) als neue Einlagen ein,
zurückgezahlt wurden 161 858 Mk. (1920: 87 118 Mk.). Die
Geſamteinnahme bezifferte ſich auf 361 542 Mk. (1920:
320 477 Mk.), die Geſamtausgabe auf 227 971 Mk. (1920:
299 769 Mk. was einen Geldumſatz von 589 514 Mk. (1920:
620 246 Mk.) ergibt. Bei der am 6. Januar eröffneten
Girokaſſe wurden im Mai 280 054 Mk. eingezahlt. Die Giro-
überweiſungen betrugen 303 995 Mk. Der Geldumſatz be
zifferte ſich auf 559 349 Mk. Der Geſamtumſatz ſeit der Er-
öffnung (6. Januar) beträgt 2 159 738 Mk., die Geſamtüber-
weiſungen 936 826 Mk. Die Kontenzahl iſt um 15 auf 76
geſtiegen. Torgau Liebenwerda-Schweinitz.

Falkenberg. Aus bau des Unterbezirks. Gemähß Be
ſchluß der Unterbezirkskonferenz ſchreitet der Ausbau unſeres Agi-
L ſchnell vorwärts. Der Diſtrikt „Ländchen“, mit dem

tSitze in Bockwitz, i r Der Diſtrikt „Schraden“ mit dem
Sitze in Großthiem ebenfalls gebildet. Am Montag wurde diedes Diſtri ts „Liebenwerda“ vorgenommen. Genoſſe
GründuDi r (Faltenberg) ſpr über die Notwendigkeit dieſerorganiſatoriſchen Maßna o Her r Diſtrikt“ um-
aßt die Ortsvereine Liebenwerda, Cröbeln und Die

ründung einiger neuer Ortsvereine in dieſem Arbeitsgebiet iſt
in Kürze zu erwarten. Die Vorarbeiten hierzu ſind im Gange. Der
Vorſtand des Diſtrikts „Liebenwerda“ ſetzt ſich zuſammen aus den
Genoſſen Guier, Falkmeyer und Fitzko. Jm Laufe der nächſten
Woche wird die Gründung der Diſtrikte Jebigau, Mühlberg und
Elſterwerda vorgenommen werden. Nach der Ernte geht dann die
Einteilung im Lankreis Torgau vor ſich. Unſere Partei macht im
Unterbezirk Fortſchritte. Der Uebertritt aus der VKPD. und
USPD. ſchreitet vorwärts. Ar einige namhafte Genoſſen en
ihren Eintritt zur alten Partei bewerkſtelligt. Hier kann auch das
Geſchreibſel der „Tribüne“ nichts m retten. Der Zerfall der

Vereinigten“ iſt da. Die USPD. hat es an Anſtrengungen ihrer-
eits nicht fehlen laſſen, um wieder im Trüben fiſchen zu können.
och war ihr Fiſhan ohne nennenswerten Die Arbeiterhaben die Spaltung fatt und drängen zur Einigkeit. Dieſes kann

aber nur nach den gemachten Erfahrungen die SPD. ſein.

Naundorf. Gemeindevertreterſitzun Beſteuerung des Grundbeſitzes. Die am Mittwos den
1. d. M. hier tagende ordentliche meindevertreterſitzung befaßte
e zunächſt mit der Beratung über die einzuführende neue Grund
teuerordnung, rig die Beſteuerung nach dem gemeinen Wert
vorſieht. Mit der einſtimmigen Annahme dieſer ſchon im Kommu-
nalabgabengeſetz als zuläſſig vorgeſehenen Art der Beſteuerung des
Grundbeſitzes nach dem gemeinen Wert, hat die meindever-
tretung ſei es bewußt oder ein Stück Bodenreform
verwirklicht, denn die Einführung dieſer Beſteuerungsart iſt eine
wichtige Forderung des Programms des „Bundes Deutſcher Boden
reformer“. Damit ſoll jedoch nicht geſagt ſein, daß die hier ein

eführte Grundſteuerordnung dem Jdeal des Bodenreformers ent
pricht. Sie ſo z geſtalten, wird auch vorläufig und wie es

eint noch lange an der Rüchſtändigkeit unſerer Ge e
itern, denn auch die Not unſerer Zeit hat die maßgefenden

Stellen bisher nicht veranlaſſen können, etwas für die Verwirt-
lichung der Artikel 153 und 155 der Reichsverfaſſung tun.eichs und Siauts-
Programme werden von den ehe
regierungen die ſehr ſchön klingen, doch Boden-
ſchacher und Wucher wird mehr denn je und ſchamloſer denn je
getrieben. Es wird beſchloſſen, einen Zuſchlag von 25 Prozent
zur Wanderlagerſteuer er n. Ein Antrag auf Ueber-
nahme der Koſten für die Waſſer-Zuleitung zu den Grundſtücken
der Waldſtraße kann nicht berückſichtigt werden, weil das Rohrnetz
nicht Feſt der Gemeinde, ſondern der Niederlauſitzer Waſſerwerks
gen gehört. Es ſoll verſuchsweiſe an einem Tage die

eviſion der Waſſerleitungen durch einen Sachverſtändigen vor
genommen werden. Die vom Gemeindevorſteher vorgeſchlage-
nen Straßenreparaturen (Dorſſtraße, Bergſtraße, Zſchornegosdaer
Straße) wurden genehmigt. Für das Kinde wurdenMark bewilligt. genehmis Sn tieſe tooo

Deutſchnationale Schafe. Kürszlich war in den „vHalliſchen
Nachrichten folgendes Jnſerat zu leſen: „Ein tüchtiger, in Schaf
zucht und Maſt erfahrener, verheirateter, eutſchnational geſinnter
Schäfer in der Nähe von Halle geſucht. Offerten uſw.“ Man
war bisher geneigt anzunehmen, daß ein Schäfer ſeine treuen
Tierchen nur zu hüten habe; nach obigem Jnſerat zu urteilen

aber wahrſcheinlich der Schäfer auch verſtehen, etwas von
e iner politiſchen Geſinnung der blökenden Herde mitzuteilen.
ie Erziehung der Schafe zu deutſchnationaler Denkungsart iſt

alſo künftig eine wichtige Aufgabe für die Schäfer. Vielleicht
wird hier mit einer Lektion über die glorreiche Zollernfamilie
oder gar über Ludendorffs Strategie angefangen. Viel Erfolg
bei den deutſchnationalen Schafen.

Nordhauſen. Ein gefährlicher Volkserzieher. Jn
hieſigen Bürgerkreiſen herrſcht in breiten Schichten Empörung und
Mißſtimmung gegen den Leiter des ſtädtiſchen Lyzeums, den
deutſchnationalen Agitator Dr. Bohnenſtedt, früheren Oberlehrer
in Halle. Um die Regierung zum Einſchreiten gegen den Ge
nannten zu zwingen, hat die Stadtverordnetenverſammlung bei
der Etatberatung das Gehalt des obigen Herren beanſtandet. Der
ſelbe hatte ſich u. a. in öffentlicher Verſammlung erdreiſtet, zu be
haupten, die Volksſchullehrer träfe die Schuld, daß Deutſchland
im Weltkriege unterlag. Dr. B. ſelbſt hat bekundet, daß er in der
Schule Haß und Rache lehre, daß er ſein möglichſtes tue, um die
Staatsautorität zu untergraben, und daß er ſich
ſchäme, Beamter der Republik zu ſein. Was hätte
man wohl im Wilhelminiſchen Zeitalter mit einem Volkserzieher
gemacht, der geſagt hätte, daß er ſich ſchäme, Beamter der Mon-

Wie lange noch läßt man dieſen Jgnoranten auf
Man muß wahrlich die Geduld der preuß.

iter, trocken, wärmer.
arm, zeitweiſe wolkig, Gewitter9. iemlich10.

neigung.

Juni (Donnerstag):
Juni (Freitag):

Verantwortlich: Für Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches u. Feuilleton
Paul Täumel; Für „Halle- Saalkreis u. Provinz und den übrigen redak
ſionellen Teil Karl Garbe; für die Jnſerate Wilhelm Herzia; ſämtliche
Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme G. m. b. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 28.

Vereins Anzeiger.
ede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zeile
0 Pfg. Im Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,

gewerkſchaftlichen u. politiſchen Organiſationen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

M b Am Donnerstag den 9. Junti, abends 8 Uhr, imerſe urg. „Tivoli“*, Bahnhofſtr. Zimmer 1, Mitgliederver
ſammlung. 1. Vortrag des Gen. Thiele, Landrat des Saalkreiſes.
2. Parteiangelegenheiten. Parteigenoſſtnnen nnd Genoſſen ſorgt für

ten Bguten Dein Der Vorſtand.
Am Oonnerstag, den 9. Juni, abends 8, Uhr, findetKönnern. beim Genoſſen Starke eine ſehr wichtige Mitglieder

verſammiung ſtatt. Der Wichtigkeit wegen iſt Erſcheinen aller Mit
lieder erforderlich.

s Der Vorſtand.der beſte Berater alles deſſen, was eure jugendlichen Herzen be

rührt.
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den
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